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Aus dem Inhalt

Gegen den Kauf der F-35-Kampfjets

Mit dem Pentagon im Cockpit
Teuer, überdimensioniert, unpraktisch: Der Bundesrat beschliesst den Kauf von 
F-35-Kampfjets aus US-Produktion. Die Schweiz wird es nicht nur 25 Milliar-
den Franken kosten, sondern auch ein Stück Unabhängigkeit.

Von Tarek Idri

Es waren letztlich rund 8 000 Stim-
men, die den Unterschied ausmach-
ten. Im September 2020 wurde der 
Bundesbeschluss über die Beschaf-
fung neuer Kampfflugzeuge mit einer 
hauchdünnen Mehrheit von 50,1 Pro-
zent angenommen. Der Bundesrat er-
hielt damit den Freibrief, den Kampf-
jet ihrer Wahl für bis zu 6 Milliarden 
Franken zu kaufen. Im Unterschied 
zur Abstimmung von 2014, bei der 
die Wahlberechtigten über einen ganz 
bestimmten Typen von Kampfjet, den 
schwedischen Gripen, entscheiden 
konnten, hat die Schweizer Regierung 
die Frage nach dem Modell in diesem 
Fall ganz bewusst offen gelassen. Im 
Vorfeld zur Abstimmung standen of-
fiziell vier Kriegsflugzeuge zur Aus-
wahl, was die Kampagne für die Geg-
nerInnen viel schwieriger gemacht 
hat. Wäre es konkret um den Kauf der 
F-35-Kampfjets gegangen, hätte das 
Resultat wohl anders ausgesehen. 

Ein fliegender Ferrari
Trotz breiter Ablehnung in der Bevöl-
kerung entschied sich der Bundesrat 
im Juni für den «F-35A Lightning II», 
einem Kampfjet der sogenannten 
5. Generation aus US-amerikanischer 
Produktion. Hersteller dieser Kriegs-
maschine ist Lockheed Martin, der 
grösste Rüstungskonzern der Welt. 
Um die 100 Millionen Dollar (!) ver-
langt das US-Unternehmen pro Stück, 
dazu kommen noch extrem hohe In-
standhaltungskosten und 44 000 Dol-

lar pro Flugstunde. Es wird geschätzt, 
dass auf die Schweiz Kosten in der 
Höhe von 25 Milliarden Franken zu-
kommen werden.

Beim F-35 handelt es sich um einen 
überdimensionierten Kriegsjet, den 
selbst US-Militärs als unbrauchbar 
und viel zu teuer bezeichnen. Die ein-
zigen realistischen Aufgaben, die der 
F-35 in der Schweiz momentan haben 
wird, sind luftpolizeiliche Einsätze, 
und dafür ist der gigantische Flieger 
nicht geeignet. Der US-Luftwaffen-
general Charles Brown bezeichnete 
den F-35 als den Ferrari der Kampf-
jets. Und einen Ferrari würde man ja 
auch nur am Sonntag ausfahren und 
nicht für die tägliche Fahrt zu Arbeit.

«Unabhängigkeit nicht 
möglich»
Was ist nun der Zweck des F-35? Aus 
US-amerikanischer Sicht geht es dar-
um, die Verbündeten und «FreundIn-
nen» enger an die USA zu binden. 
Der Pentagon-nahe RAND Think-
Tank erklärt offen: «Der F-35 spielt 
eine zentrale Rolle, jetzt und noch 
für viele Jahre, um die Vereinigten 
Staaten und unsere europäischen Ver-
bündeten zusammenzuschweissen, in 
Frieden oder in Konfliktsituationen.» 
Grund dafür ist einerseits, dass nur 
die USA Zugang zu betriebswichti-
gen Software-Codes des F-35 hat und 
andererseits ständig Daten der einzel-
nen Flieger an den Hersteller Lock-
heed Martin zurückgesendet werden. 
Die Schweiz wird keinen Einblick in 
die Software des «fliegenden Com-

puters», wie der F-35 gerne genannt 
wird, erhalten. Das bedeutet, die USA 
können (und werden) darin Schad-, 
Kontroll- und Spionageprogram-
me einbauen. Die SP-Nationalrätin 
Priska Seiler Graf bringt es auf den 
Punkt: «Die USA können unsere Jets 
auf Knopfdruck vom Himmel holen. 
Oder uns nicht starten lassen, wenn 
sie es nicht wollen.» Flugregelsys-
tem, Radar- und optische Sensoren, 
Waffensysteme, Sprach- und Daten-
kommunikation – überall im Flieger 
ist Elektronik eingebaut, bei der keine 
Unabhängigkeit mehr bestehen wird. 
Die Schweiz gibt damit freiwillig ihre 
Souveränität in der Luft ab und zahlt 
der Kriegsnation USA dafür noch 
Abermilliarden Franken. 

Eine wirkliche Alternative bieten 
auch die anderen Kampfjets nicht, die 
zur Auswahl standen. In allen Fällen 
würde man sich in die Abhängigkeit 
von NATO-Staaten begeben. «Eine 
vollständige Unabhängigkeit vom 
Hersteller bzw. vom Herstellerland 
ist nicht möglich», gibt das Verteidi-
gungsdepartement (VBS) zu.

Stopp Kampfjets!
Die Schweizerische Friedensbewe-
gung spricht sich klar gegen die An-
schaffung neuer Kampfjets aus, egal 
aus welchem Herkunftsland. Ein Ko-
mitee aus GSoA, SP und Grünen hat 
eine Volksinitiative gegen den Kauf 
der F-35-Flieger formuliert. Das kön-
nen wir nur begrüssen. Die Lancierung 
ist für Anfang September geplant. 

Ohne Dich keine UW!
Unsere Welt beleuchtet viermal im Jahr unabhängig, hintergründig 
und kritisch das Weltgeschehen abseits des Mainstreams. 

Wie bei all unseren Aktivitäten sind wir von der Schweizerischen Frie-
densbewegung dafür auf die grosszügige finanzielle Unterstützung unse-
rer Mitglieder und FriedensfreundInnen angewiesen. 

Hast Du deinen Abo-Beitrag für 2021 bereits bezahlt?

Zwei Mal im Jahr liegt dieser Zeitung ein Einzahlungsschein bei. Gebüh-
renfrei geht es auch per elektronischer Überweisung. Vielen Dank!

Schweizerische Friedensbewegung SFB, 4001 Basel,
IBAN CH 72 0900 0000 4000 1627 7.

21. September

Am Weltfriedenstag 
auf die Strasse
Vor 40 Jahren erklärte die UNO-Generalversammlung den 21. September zum 
internationalen Tag des Friedens. Weltweit sollen an diesem Tag die Waffen 
ruhen. Wir wollen an diesem Tag unsere Friedensanliegen auf die Strasse tragen 
und Erkennungszeichen zum Weltfriedenstag verteilen. 

Post CH AG

Infos zur Initiative: 
stopp-kampfjets.ch

Standaktionen der SFB am 21. Sept. 2021

Basel: 15-20 Uhr auf dem Claraplatz
Bern: 12-18 Uhr vor der Heiliggeistkirche beim Hauptbahnhof
Zürich: 14-19 Uhr am Stauffacher, bei schlechtem Wetter am Lochergut

Wir freuen uns über Mithilfe, Interessierte, auch für Aktionen an anderen 
Orten, wenden sich an: mail@friedensbewegung.ch

Grafik: J. Jäggi/UW
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Cabo Delgado ist eine nordöstliche 
Provinz von Mosambik und liegt an 
der Grenze zu Tansania. Es ist eine 
der ärmsten Regionen des Landes und 
wird von der Regierung schon lange 
vernachlässigt. In jüngster Zeit wurden 
jedoch verschiedene Bodenschätze in 
Cabo Delgado entdeckt: Rubine im 
Landesinneren und insbesondere gro-
sse Erdgasvorkommen an der Küste. 

Blutiger Konflikt
Dies hat der Bevölkerung in der Regi-
on aber kaum genützt, im Gegenteil: 
Tausende Menschen wurden vertrie-
ben, um die Ausbeutung der Boden-
schätze zu erleichtern. Energieko-
nzerne aus verschiedenen Ländern 
sind an den Erdgasprojekten beteiligt: 
Total aus Frankreich, Eni aus Itali-
en und ExxonMobil aus den USA. 
Die Ausplünderung der natürlichen 
Ressourcen durch die ausländischen 
Konzerne mit Unterstützung von 
Teilen der herrschenden Klasse von 
Mosambik haben zu grossen sozialen 
Spannungen und zu blutigen Konflik-
ten geführt.

Mehrere Staaten versuchen nun, 
ihre militärische Präsenz in der Re-
gion auszubauen. Das Ziel der Inter-
ventionen ist vorgeblich der Kampf 
gegen die dschihadistische Miliz 
Ansar al-Sunna. Diese startete mit 
einem Angriff auf die Hafenstadt 
Mocímboa da Praia im Herbst 2017 
einen bewaffneten Aufstand und hat 
ihn bis heute fortgesetzt. Durch den 
Konflikt haben 3 000 Menschen ihr 
Leben verloren und an die 800 000, 
ein Drittel der Bevölkerung in der 
Provinz, wurden zu Binnenflüchtlin-
gen. Ein letzter Höhepunkt der Aus-
einandersetzung fand im März 2021 
statt, als Ansar al-Sunna die Stadt Pal-
ma in der Nähe der Gasvorkommen 
angriff und die BewohnerInnen in die 
Flucht trieb. Der Konzern Total plant 
dort den Bau einer Flüssiggasanlage 
samt Exporthafen im Rahmen eines 
20-Milliarden-Dollar-Projekts, nun 
hat er seine Tätigkeiten vorüberge-
hend eingestellt.

Der mosambikanischen Regierung 
ist es nicht gelungen, den islamisti-
schen Aufstand niederzuschlagen. Sie 
hat deshalb offiziell die Unterstüt-
zung der Entwicklungsgemeinschaft 

Mosambik «beherrschbar machen»

Intervention für Rohstoffe
Die EU hat im Nordosten von Mosambik eine Militärintervention beschlossen, 
mit dem Vorwand der Terrorbekämpfung. Tatsächlich geht es darum, die Aus-
plünderung der gewaltigen Erdgasreserven in der Region durch die multinati-
onalen Energiekonzerne zu sichern.

des südlichen Afrika (SADC) und Ru-
andas aufgeboten. Ruanda hat bereits 
1 000 SoldatInnen und PolizistInnen 
entsandt. Daneben haben auch eini-
ge EU-Staaten an einer eigenen mi-
litärischen Präsenz in Cabo Delgado 
Interesse. Dies trifft einerseits auf die 
ehemalige Kolonialmacht Portugal 
zu, die erst 1975 nach einem rund 
zehnjährigen Kolonialkrieg ihre Herr-
schaft über das Land aufgab, nun aber 
ihren Einfluss wieder ausbauen will. 
Portugal hat im April erste Angehöri-
ge seiner Spezialkräfte nach Mosam-
bik entsandt, die dort einheimische 
Truppen ausbilden sollen, und im Mai 
die Entsendung weiterer SoldatInnen 
in Aussicht gestellt. Andererseits 
macht sich Frankreich um die meh-
reren Milliarden schweren Investitio-
nen des Total-Konzerns vor der Küste 
nahe Palma Sorgen: Bei dem dortigen 
Erdgasfeld handelt es sich um eines 
der drei grössten in Afrika. 

Postkoloniale Interessen
Nun hat die Europäische Union Mit-
te Juli ebenfalls eine Intervention be-
schlossen. Dabei gehe es vor allem um 
die Ausbildung der mosambikanischen 
Streitkräfte. «Wir werden versuchen, 
eine Ausbildungsmission zu entsen-
den, wie wir sie in der Sahelzone haben, 
um die Sicherheitslage in Mosambik 
beherrschbar zu machen», erklärte der 

Von Tarek Idri

Abzug aus Afghanistan

Doch kein «gewinnbarer Krieg»
Es hätte niemanden überraschen sollen, dass die US-Marionettenregierung in 
Afghanistan binnen weniger Wochen von den Taliban gestürzt wurde. Aber der 
Westen hat jahrelang die Fiktion eines gewinnbaren Krieges verbreitet und den 
militärisch-industrielle Komplex dadurch immer reicher gemacht.

Vor einem Monat, als sich die US-Ar-
mee darauf vorbereitete, die 20-jährige 
Besetzung Afghanistans zu beenden 
und die Verantwortung an die von ihr 
bewaffneten und ausgebildeten lokalen 
Sicherheitskräfte zu übergeben, haben 
die Taliban bloss kleine, relativ iso-
lierte Gebiete kontrolliert. Und dann, 
am 15. August sind die islamistischen 
Kämpfer ohne auf Widerstand zu sto-
ssen in die afghanische Hauptstadt Ka-
bul einmarschiert und brachten fast das 
gesamte Land unter ihre Kontrolle. Die 
Einschätzung der US-Geheimdienste, 
dass die Taliban bis zu drei Monate 
brauchen würden, um die afghanische 
Hauptstadt einzunehmen, erwies sich 
als komplett falsch. Es dauerte ledig-
lich ein paar Tage. 

Ausländische Staatsangehörige 
mussten sich zum Flughafen von Ka-
bul retten, während US-Beamte Hals 

über Kopf mit Hubschraubern eva-
kuiert wurden. Dies erinnert stark an 
Saigon im Jahr 1975, als das Personal 
der US-Botschaft nach Jahren eines 
ähnlich gescheiterten Krieges aus der 
Stadt und aus Südvietnam vertrieben 
wurde.

Derweil erklärte der afghanische 
Präsident Ashraf Ghani, er sei aus 
dem Land geflohen – Berichten zu-
folge in einem mit Bargeld gefüllten 
Hubschrauber – um «Blutvergiessen 
zu vermeiden». Alles deutet jedoch 
darauf hin, dass seine korrupten Si-
cherheitskräfte nie in der Lage waren, 
einer Machtübernahme durch die Ta-
liban ernsthaften Widerstand entge-
genzusetzen. 

Koloniales Schachbrett
Der längste Krieg der Vereinigten 
Staaten war von Anfang an zum Schei-
tern verurteilt. Die korrupten, völlig 
unrepräsentativen Mitglieder der Elite 

in Kabul waren schon immer bereit, 
das Schiff zu verlassen, sobald Wa-
shington aufhören würde, Truppen und 
Gelder in das Land zu pumpen. 

Nach Angaben des Magazins Forbes 
sind in den letzten zwanzig Jahren bis 
zu zwei Billionen Dollar nach Afgha-
nistan geflossen – das sind 300 Mil-
lionen Dollar pro Tag. Tatsache ist, 
dass das US-Militär, westliche Politi-
kerInnen und Medien vorsätzlich eine 
Fiktion geschaffen haben, um einen 
weiteren imperialistischen Krieg in 
einem weit entfernten Land als huma-
nitäre Intervention zu verkaufen.

Der fast sofortige Zusammenbruch 
der afghanischen Regierung und ih-
rer Sicherheitsdienste, die dem Land 
von den USA aufgezwungen worden 
waren, hätte niemanden schockieren 
dürfen. Aber anscheinend sind eini-
ge immer noch leichtgläubig genug 
– selbst nach den katastrophalen Lü-
gen, mit denen die «Interventionen» 
im Irak, in Libyen und Syrien gerecht-
fertigt wurden –, um zu glauben, dass 
die westliche Aussenpolitik von dem 
Wunsch getrieben wird, armen Län-
dern zu helfen, anstatt sie als Schach-

EU-Aussenbeauftragte Josep Borrell 
bei einem Treffen der Verteidigungs-
minister der EU-Staaten in Brüssel. 
Auf dem Programm stünden «spezielle 
Schulungen zur Terrorismusbekämp-
fung». Die Operation «EUTM Moz-
ambique» soll unter portugiesischer 
Führung stehen und 200 bis 300 Sol-
datInnen umfassen. Zunächst ist eine 
Einsatzdauer von zwei Jahren geplant. 
Neben Portugal wollen nach aktuel-
lem Stand vor allem Frankreich und 
Italien Truppen stellen. Also genau 
die Länder, die in der Region Erdgas 
fördern... Deutschland hingegen wird 
sich wohl nicht beteiligen – und folgt 
damit der jahrelangen Devise, für mi-
litärische Interventionen, die vor allem 
im Interesse Frankreichs liegen, keine 
SoldatInnen einzusetzen. Nur in Mali 
interveniert Berlin gemeinsam mit Pa-

ris, tut das jedoch, um seinen eigenen 
Einfluss auszubauen.

Es ist äusserst zweifelhaft, dass 
der militärische Eingriff erfolgreich 
sein wird. Bereits Ende April haben 
30 lokale NGOs einen offenen Brief 
an die SADC gerichtet, die zu diesem 
Zeitpunkt noch über Entsendung und 
Gestaltung einer Mission debattierte. 
Darin mahnten sie, «die Lektionen 
aus ähnlichen Konflikten in Afrika 
zu berücksichtigen». Mit Verweis auf 
die Sahelzone, Somalia und das Ni-
ger-Delta prognostizierten sie, «dass 
eine allein militärische Lösung (ohne 
Massnahmen zur Behebung der Ursa-
chen des Aufstands) die Wahrschein-
lichkeit ihrer Ausweglosigkeit» erhö-
he. Zudem sei es «unwahrscheinlich, 
dass sie den Weg zu einem nachhalti-
gen Frieden» ebneten.

figuren auf einem globalen, kolonia-
len Schachbrett zu benutzen. 

Die AfghanInnen sind nicht anders 
als der Rest von uns. Sie mögen es 
nicht, wenn Aussenstehende über sie 
herrschen. Sie mögen es nicht, wenn 
man ihnen politische Prioritäten auf-
zwingt. Und sie mögen es nicht, in 
fremden Machtspielen zu sterben. 

Wenn der Fall von Kabul irgendet-
was beweist, dann, dass die USA in 
Afghanistan nie Verbündete hatten 
ausser einer winzigen Elite, die die 
Chance sah, sich zu bereichern. Na-
türlich, die Taliban sind eine schlechte 
Nachricht für afghanische Frauen und 
Mädchen sowie für Männer, denen es 
in erster Linie um die Wahrung ih-
rer persönlichen Freiheit geht. Aber 
eine harte Schlussfolgerung, die das 
westliche Publikum vielleicht ziehen 
muss, ist, dass es für viele AfghanIn-
nen, die jahrzehntelang unter Invasio-
nen und kolonialer Einmischung ge-
litten haben, andere Prioritäten gibt.

Genau wie im Irak scheinen grosse 
Teile der Bevölkerung bereit zu sein, 
auf die Freiheit zu verzichten, wenn im 
Gegenzug die Stabilität der Gemein-
schaft und die persönliche Sicherheit 
garantiert werden. Das war etwas, was 
das US-Marionettenregime niemals 
garantieren konnte. Während die USA 
das Sagen hatten, wurden Zehntausen-
de von AfghanInnen getötet und Milli-
onen wurden ins Exil gezwungen. 

Frauen als Kriegsbeute
Der Westen verfolgt seit langem geo-
strategische Interessen in Afghanistan, 
da das Land einen wichtigen Han-
delsweg darstellt und als Puffer gegen 
Feinde dient, die sich Zugang zum 
Arabischen Golf verschaffen wollen. 
Im 19.  Jahrhundert nutzten das briti-
sche und das russische Imperium Af-
ghanistan als zentralen Schauplatz für 
ihre Manöver.

Ähnlich agierte die USA, um die 
sowjetische Armee zu vertreiben, 
nachdem diese in Afghanistan ein-
marschiert war. Die USA und Gross-
britannien halfen dabei, islamistische 
Kämpfer, die Mudschaheddin, zu fi-
nanzieren, zu bewaffnen und auszu-
bilden, die 1989 die Rote Armee ver-
trieben und die säkulare, kommunis-
tische Regierung des Landes stürzten. 

Nach ihrem Sieg über die sowje-
tische Armee spaltete sich die Mud-

schaheddin-Führung, und einige von 
ihnen wurden zu regionalen Warlords. 
Das Land wurde in einen blutigen 
Bürgerkrieg gestürzt, in dem die Mu-
dschaheddin und die Warlords die von 
ihnen eroberten Gebiete ausplünder-
ten und Frauen und Mädchen oft wie 
Kriegsbeute behandelten. 

Die Taliban gingen in den 1990er 
Jahren aus religiösen Schulen im 
benachbarten Pakistan hervor, als in 
Afghanistan der Bürgerkrieg tobte. 
Sie gelobten, die Korruption und Un-
sicherheit zu beenden, unter der die 
AfghanInnen unter der Herrschaft 
der Warlords und Mudschaheddin lit-
ten, und das Land unter islamischem 
Recht zu vereinen. Sie fanden Unter-
stützung, insbesondere in den armen, 
ländlichen Gebieten, die am meisten 
unter dem Aderlass gelitten hatten. 
Die anschliessende «Befreiung» Af-
ghanistans durch US-amerikanische 
und britische Streitkräfte führte das 
Land ausserhalb von Kabul in ein 
noch grösseres Chaos. 

Kriegsindustrieller Moloch
Washington hat mindestens 88  Mil-
liarden Dollar in die Ausbildung und 
Bewaffnung einer 300 000 Mann star-
ken afghanischen Armee und Polizei 
gesteckt, die sich in Kabul, der ver-
meintlichen Hochburg der Regierung, 
beim ersten Anblick der Taliban in 
Luft auflöste.

Das US-Militär, die privaten Si-
cherheitsfirmen und die Waffenher-
steller haben sich an einem boden-
losen Trog bedient und dabei immer 
mehr in die Aufrechterhaltung der 
Fiktion eines gewinnbaren Krieges 
investiert. Eine endlose, sinnlose Be-
setzung ohne klares Ziel liess ihre 
Budgets anschwellen und sorgte da-
für, dass der militärisch-industrielle 
Komplex immer reicher und mäch-
tiger wurde. Alles deutet darauf hin, 
dass derselbe kriegsindustrielle Mo-
loch jetzt einfach den Kurs ändern 
wird, indem er die Bedrohung durch 
China, den Iran und Russland hoch-
spielt, um die Fortsetzung von Bud-
geterhöhungen zu rechtfertigen, die 
ansonsten gefährdet wären. 

Jonathan Cook ist ein britischer 
Journalist und Medienkritiker

Quelle: jonathan-cook.net, Über-
setzung und Kürzung: UW

Von Jonathan Cook

Ruandische Soldaten bei der Einnahme der Stadt Mocímboa da Praia, die von den Re-
bellen besetzt war. Quelle: Twitter

Absperrungen beim Flughafen von Kabul während der Evakuierung des US-Militärs. Quelle: US Army/N. Guevara
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Meinung

Kriegsgeschäft demokratisieren
Von Jonas Jäggi

In seiner berühmten Abschiedsrede 
warnte US-Präsident Eisenhower vor 
der Verbindung zwischen Regierung, 
Militär und Rüstungsindustrie, was 
er den militärisch-industriellen Kom-
plex nannte: «In den Regierungsgre-
mien müssen wir uns dagegen schüt-
zen, dass der militärisch-industrielle 
Komplex, gewollt oder ungewollt, 
ungerechtfertigten Einfluss erlangt. 
Das Potenzial für den verheerenden 
Aufstieg von fehlgeleiteter Macht be-
steht und wird fortbestehen.» 

Ein starkes Stück aus dem Munde 
des Oberkommandierenden der da-
mals schon grössten Militärmacht der 
Welt. Sollten sich daher nicht Regie-
rungen aus dem Rüstungsgeschäft he-
raushalten, um diese verhängnisvolle 
Verbindung zu entflechten? 

Ich wage hier genau für das Gegen-
teil zu argumentieren. Zunächst aber 
eine Klarstellung: Unser Ziel ist voll-
ständige Abrüstung und damit auch 
die vollständige Abschaffung aller 
Rüstungsindustrie. Die Frage ist: Wie 
kommen wir dorthin? 

Die Gefahr, die vom militärisch-in-
dustriellen Komplex ausgeht, besteht 
darin, dass ein zum Selbstzweck ge-
wordenes Geschäft mit dem Krieg die 
Regierungsentscheidungen bestimmt. 

Denn für die Rüstungslobby bedeutet 
Krieg unmittelbar Absatz, also Profit. 
In öffentlichen Betrieben mag Wirt-
schaftlichkeit eine Rolle spielen, es 
werden jedoch immer auch andere, 
sogenannte öffentliche Interessen 
Eingang finden und worin diese be-
stehen, bestimmt der Gesetzgeber. 
Soweit der Staat gleichzeitig Produ-
zent und Kunde von Kriegsmaterial 
ist, besteht überhaupt kein Profitinte-
resse. Eine staatliche Rüstungsindus-
trie verhindert, dass Geld von Steu-
erzahlern an private Kriegsprofiteure 
fliesst. Das unmittelbare finanzielle 
Interesse am Krieg lässt sich so weit-
gehend ausschalten, bevor überhaupt 
abgerüstet werden müsste. 

Aber, so kann man fragen, würde 
uns das nicht alle zu Kriegsprofiteuren 
machen? Soweit wir Kriegsmaterial 
exportieren, ja. Und in gewissem Sin-
ne ist das gerade der Punkt: Wir wären 
gezwungen, demokratisch die morali-
sche Verantwortung zu übernehmen, 
die wir ohnehin haben. Dem eigenen 
Rüstungsunternehmen kann ein Staat 
direkt vorschreiben, wohin es Waffen 
liefern darf und wohin nicht, und zwar 
selbst dann, wenn es im Ausland pro-
duziert – das Beispiel RUAG zeigt, 
wie das geht. Gerade die Gefahr eines 
Imageschadens kann dabei ein mäch-
tiges Druckmittel sein. 

Teilprivatisierung der RUAG

Munitionfabrik zu verkaufen

Die Privatisierung des grösseren Teils 
der bundeseigenen Rüstungs-Unter-
nehmen AG, kurz RUAG schreitet 
zügig voran. Seit Anfang 2020 gibt es 
unter diesem Namen bereits zwei voll-
ständig getrennte Unternehmen. 

Die RUAG MRO Schweiz preist 
sich als «zukunftsorientierter Techno-
logiepartner der Schweizer Armee» 
und ist jener Teil, der in Staatsbesitz 
bleiben soll. MRO ist Unternehmer-
sprech für «Maintenance, Repair» 
und wahlweise «Overhaul» oder 
«Operations», steht also für Wartung, 
Reparatur und Überholung bzw. Be-
trieb. Sie zählt rund 2 500 Mitarbei-
tende und erzielte 2020 einen Umsatz 
von 682 Mio. Franken. Ihre Hauptauf-
gabe: Instandhaltung der Ausrüstung 
von Armee und Blaulichtorganisatio-
nen. Aus der selbstständigen Produk-
tion von Kriegsmaterial zieht sich der 
Bund damit zurück. 

Die «Perle» der RUAG
Dem gegenüber steht die RUAG In-
ternational mit 6 299 Mitarbeitern 
weltweit, die vollständig privatisiert 
wird. Sie ist zum grossen Teil in der 
Raum- und Luftfahrt tätig und war 
mit einem Verlust von 224 Mio. Fran-
ken zuletzt stark defizitär in allen 
Geschäftsbereichen – bis auf einen: 
Ammotec, die «Perle» der RUAG, eu-
ropäische Marktführerein für Klein-
kalibermunition und pyrotechnische 
Komponenten für Mittel- und Gross-
kaliber. In Thun betreibt sie eine der 
modernsten Munitionsfabriken Euro-
pas, fertigt auch Handgranaten und ist 
führend bei der Herstellung von Prä-
zisionsmunition für Spezialeinheiten. 

Ammotec konnte selbst im Coro-
najahr 2020 eine Umsatzsteigerung 
von 8% auf 487  Mio. – mehr als 
ein Drittel des Gesamtumsatzes von 
RUAG International – und einen Ge-
winn von immerhin 24 Mio. Franken 
verbuchen. Dabei erfreute sie sich 

vor allem der wachsenden Nachfrage 
der NATO-Länder, wie wir dem Ge-
schäftsbericht entnehmen können. 

Von der Krise stark betroffen waren 
dagegen Bereiche wie Sprengstoff für 
die Baubranche oder Munition für Jagd 
und Sportschützen in Europa. Nicht so 
in den USA. Dort konnte der Umsatz 
mit Jagd- und Sportmunition sogar 

massiv gesteigert werden. Hatten die 
US-AmerikanerInnen etwa plötzlich 
mehr Zeit für ihre Freizeitaktivitä-
ten? Mitnichten. Im Geschäftsbericht 
heisst es über das «Jagdsegment» in 
den USA: «Es profitierte vom gene-
rellen Boom, der unter anderem durch 
verschiedene innenpolitische Unsi-

cherheiten ausgelöst worden war.» Ein 
Satz, der wie kaum ein anderer den 
Zynismus des Geschäftsmodells von 
Ammotec auf den Punkt bringt. 

Westlicher Käufer gesucht
Ammotec soll nun, noch bevor der 
Rest von RUAG International privati-
siert wird, an einen «westlichen Käu-
fer» verkauft werden, «der bereit ist, 
den Standort Thun längerfristig wei-
ter zu betreiben». So steht es in den 
strategischen Zielen des Bundesrats. 
Ein wahrscheinlicher Kandidat ist der 

deutsche Rüstungsriese Rheinmetall, 
der in der Vergangenheit bereits Oer-
likon Contraves Defence übernommen 
hat und auf dessen Konto schon jetzt 
der grösste Teil des in der Schweiz 
produzierten Kriegsmaterials geht. Die 
Logik dahinter: Mit dem Verkauf der 
profitträchtigen Ammotec soll der Rest 

Von Jonas Jäggi

Mit der Privatisierung der RUAG International will der Bund auch den Muniti-
onshersteller Ammotec verkaufen, den europäischen Marktführer für Kleinkali-
bermunition. Eine parlamentarische Motion versucht, das noch zu verhindern. Im 
Nationalrat fand sie eine Mehrheit, im Ständerat scheiterte sie bisher. 

Eisenhower war kaum ein Pazi-
fist in unserem Sinn, trotzdem liegt 
Wahrheit in den Worten, mit denen er 
seine Warnung abschloss: «Nur eine 
aufmerksame und sachkundige Bür-
gerschaft kann das richtige Ineinan-
dergreifen der riesigen industriellen 
und militärischen Verteidigungsma-
schinerie mit unseren friedlichen Me-
thoden und Zielen erzwingen, so dass 
Sicherheit und Freiheit gemeinsam 
gedeihen können.» 

Ich sehe den Grundgedanken der 
Demokratie weniger in der Aneig-
nung von Macht zuhanden der Bürger, 
als der systematischen Begrenzung 
von Macht mittels Kontrolle durch 
die Bürger. In diesem Sinne bin ich 
überzeugt, dass die Macht von Militär 
und Rüstungsindustrie nur begrenzt 
werden kann, indem sie, entgegen der 
aktuellen Tendenz zum privatisierten 
Krieg, konsequent demokratischer 
Kontrolle unterstellt wird. 

Könnte weltweit ein Staatsmonopol 
auf die Herstellung von Kriegsmateri-
al durchgesetzt werden, gäbe es keine 
profitgeleitete Rüstungslobby mehr, 
sondern nur noch die Staaten selbst 
mit ihren angeblichen Sicherheitsin-
teressen. Dann würde plötzlich auch 
das Ziel allgemeiner und vollständi-
ger Abrüstung in greifbarere Nähe 
rücken. 

Meinung

Gegen staatliche 
Waffenproduktion

Es geht hier um die Rolle des Staates 
als Eigentümer eines Unternehmens, 
das Waffen oder eben Munition her-
stellt. Meines Erachtens sollte der 
Staat aus ideologischen und politi-
schen Gründen keine Rolle bei der 
Herstellung von Waffen und Muniti-
on spielen. Dies ist keine hoheitliche 
Aufgabe des Staates und auch kein öf-
fentlicher Dienst zum Wohle der Ge-
meinschaft. Es geht heute somit dar-
um, die Dinge richtig zu stellen, unab-
hängig davon, welche Konsequenzen 
das Vorgehen des Bundesrates hat, ob 
es sich um eine Privatisierung handelt 
oder nicht. Prinzipiell gibt es keinen 
Grund für den Staat, eine Waffenin-
dustrie zu besitzen.

Ich denke, dass wir heute im Gegen-
teil im Rahmen einer offenen interna-
tionalen und europäischen Gemein-
schaft eher an eine multilaterale Dyna-
mik denken sollten, die darin besteht, 
die Produktion Privaten zu überlassen, 
von denen sich der Staat beliefern las-
sen kann, wenn er es für wichtig hält.

Ich möchte auf etwas hinweisen, 
das auch für das Image der Schweiz 
in Bezug auf die Herstellung von Mu-
nition wichtig ist. Man hat uns gesagt, 
dass Ruag Ammotec auf die Herstel-
lung von Kleinkalibermunition spezi-
alisiert ist, und das ist richtig. Sie ist 
aber auch auf Waffen spezialisiert, die 
von Spezialeinheiten verwendet wer-
den. Dies ist eines der Markenzeichen 
der Produktion von Ruag Ammotec. 
Was sind diese Spezialkräfte? Das 
sind Engagements demokratischer 
Länder, die sich allerdings bisweilen 
am Rande der Legalität bewegen. Ich 
will Ihnen hier keine Beispiele nen-

nen. Wir alle kennen Beispiele, in de-
nen sich Spezialkräfte von Nachbar-
ländern, die ebenfalls Militärmächte 
sind, mit ihren Interventionen am 
Rande der Legalität bewegt haben.

Wollen wir morgen in den Kampf-
gebieten Waffen oder vielmehr Muni-
tion finden, die von einer Industrie des 
Bundes hergestellt wurden? Meine 
Antwort lautet eindeutig nein. Es gibt 
keinen Grund, Waffen, die von Unter-
nehmen in Bundesbesitz hergestellt 
werden, in Konfliktgebieten zu haben.

Auch sollte der Privatsektor diesen 
Markt nicht übernehmen. Hierfür gibt 
es Vorschriften, die den rechtlichen 
Rahmen für die Begrenzung von Waf-
fenexporten bilden. Es besteht jedoch 
die Gefahr eines zusätzlichen Ima-
geschadens, wenn die Waffen produ-
zierende Industrie in den Händen des 
Bundes liegt und es sich um Waffen – 
in diesem Fall Munition –  handelt, die 
von Spezialkräften verwendet werden.

Ich bin überzeugt, dass die An-
nahme dieser Motion mehr noch als 
die Tatsache, dass ein Unternehmen, 
das Waffen und Munition herstellt, 
in staatlicher Hand bleibt – was ich 
für eine Erbsünde halte –, eine Bot-
schaft des protektionistischen Rück-
zugs sendet. Die Covid-19-Krise hat 
uns gezeigt, dass wir mit den Nach-
barländern im europäischen Rahmen 
zusammenarbeiten müssen, um die 
Voraussetzungen für die Bewältigung 
einer Krise zu schaffen, sei es eine 
Gesundheits- oder eine Sicherheits-
krise. Das ist der Weg, den wir gehen 
sollten, und nicht der, der uns zu ei-
nem nationalistischen und protektio-
nistischen Rückzug führen würde.

Quelle: parlament.ch, aus dem  
Französischen übersetzt und gekürzt: UW

Von Carlo Sommaruga

Wir zitieren aus dem Votum von SP-Ständerat Carlo Sommaruga, mit dem er 
sich im Juni 2020 dagegen ausgesprochen hatte, den Verkauf der RUAG Ammo-
tec zu stoppen. 

des Unternehmens für die Privatisie-
rung saniert werden. 

Dabei gibt es nur noch eine Hürde: 
Der Nationalrat hat im März beschlos-
sen, Ammotec von der Privatisierung 
ausnehmen zu wollen. Motionär Wer-
ner Salzmann von der SVP sah vor 
allem die Versorgungssicherheit mit 
Munition in Gefahr. Unterstützung er-
hielt die SVP von den Grünen und der 
Mehrheit der SP. Von linker Seite geht 
es dabei aber mehr um den Verdacht, 
die Privatisierung diene dazu, den Ex-
port von Munition zu erleichtern. 

Exportkontrollen ade!
Dass einem bundeseigenen Betrieb 
tendenziell besser auf die Finger ge-
schaut wird, liegt wohl auf der Hand. 
Es gibt jedoch noch eine weitergehen-
de Dimension: RUAG International 
erwirtschaftet über 80% ihres Umsat-
zes im Ausland – das war ja auch eines 
der Hauptargumente für die Privatisie-
rung. Wenn ein Schweizer Unterneh-
men im Ausland produziert und auch 
von dort exportiert, ist die schweize-
rische Kriegsmaterialgesetzgebung 
grundsätzlich nicht anwendbar. 

Im Ausland produziert auch Am-
motec bereits fleissig, beispielsweise 
in ihrer Munitionsfabrik in Ungarn. 
Pläne für eine neue Munitionsfabrik 
in Brasilien wurden aufgrund von po-
litischem Gegenwind vorläufig auf Eis 
gelegt. Wieviel Ammotec im Ausland 
produziert, lässt sich schwer sagen. 
Dem Geschäftsbericht können wir im-
merhin entnehmen, dass der Wert ihrer 
Sachanlagen im Ausland knapp fünf-
mal so hoch ist wie der in der Schweiz. 

Nun ist ein Export von Munition 
aus Ungarn oder Brasilien zwar nicht 
bewilligungspflichtig nach Schweizer 

Recht, die RUAG ist als Bundesbe-
trieb jedoch gegenüber ihrer Eigentü-
merin verpflichtet, die schweizerische 
Exportkontrollgesetzgebung zu be-
folgen, unabhängig von wo aus sie ex-
portiert. Das schreibt die Eignerstra-
tegie des Bundes vor – wie lückenlos 
dies der Bund auch kontrolliert, sei 
mal dahingestellt. Mit der Privatisie-
rung wird dieses lästige Hindernis je-
denfalls auf einen Schlag verschwin-
den und für Ammotec eröffnet sich 
ein völlig neuer Absatzmarkt. Dass 
dies eine Verlagerung der Produktion 
ins Ausland zusätzlich begünstigen 
wird, liegt auf der Hand. Für Munition 
aus Thun werden sich wohl trotzdem 
noch genügend «anständige» Abneh-
mer finden, für alle anderen produ-
ziert man einfach anderswo. Vor der 
Korrekturinitiative, die Kriegsmateri-
alexporte in Bürgerkriegsländer ganz 
verbieten will, braucht Ammotec so 
jedenfalls kaum noch Angst zu haben. 

Eine Grundsatzfrage
Dass der Ständerat dem Nationalrat 
folgt und den Verkauf von Ammotec 
verhindert, ist unwahrscheinlich. Eine 
gleichlautende Motion hatte er bereits 
deutlich abgelehnt, die definitive Ent-
scheidung hat er trotzdem noch ein-
mal auf den Herbst verschoben. 

Die Entscheidung wirft auch eine 
Grundsatzfrage auf: Ist es aus frie-
denspolitischer Sicht zu begrüssen, 
wenn sich der Staat aus dem Rüs-
tungsgeschäft zurückzieht? Dazu 
lesen Sie auf dieser Seite zwei Mei-
nungen: Meiner eigenen stellen wir 
das Votum von Ständerat Carlo Som-
maruga gegenüber. In einem stimmen 
beide überein: Am besten wär’s, wenn 
gar nicht gerüstet würde. 

Bereit für den Meistbietenden: Kisten mit Munition bei Ammotec in Thun. Foto: RUAG
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Eskalation im Israel/Palästina-Konflikt

Mit Boykott Druck aufbauen
Hunderte Tote, Tausende Verletzte und Vertriebe sowie eine zerstörte Infrastruk-
tur sind das Resultat der jüngsten israelischen Angriffe auf Gaza. Ein Gespräch 
mit dem BDS-Aktivisten Hisham Damaj über die Hintergründe der Eskalation, 
über die Situation der Menschen in Palästina und was wir in der Schweiz tun 
können.

Im Frühling gab es Angriffe von Is-
rael auf Gaza. Was war der Auslöser 
und was sind die Hintergründe für 
die jüngste Eskalation im Konflikt? 
Welche Rolle spielte das Quartier 
Sheikh Jarrah in Jerusalem dabei?

Hisham Damaj: Der direkte Aus-
löser war die angedrohte Vertrei-
bung der Bewohner*innen aus den 
Häusern im Viertel Sheikh Jarrah in 
Ost-Jerusalem. Die Häuser von 28 
palästinensischen Familien sollten 
zwangsgeräumt werden, da jüdische 
Siedler*innen behaupten, das Land 
gehöre historisch den Juden. Seit lan-
gem läuft ein Prozess vor Gericht. 
Schon früher wurden in diesem Quar-
tier Familien aus ihren Häusern raus-
geworfen und nun wohnen israelische 
Siedler*innen drin. Diese werden von 
verschiedenen zionistischen Organi-
sationen unterstützt, die Anspruch auf 
das gesamte palästinensische Land er-
heben und die kolonialistische Land-
nahme und Besiedlung auch in Ost-
Jerusalem fortsetzen. 

Als weiterer Auslöser des Konflikts 
wird der Angriff auf die Al-Aqsa-
Moschee in Jerusalem durch isra-
elische Polizisten genannt. Was ist 
dort passiert?

Mit der Androhung der Zwangs-
räumung von weiteren Häusern pa-
lästinensischer Familien, den tägli-
chen Angriffen und Provokationen 
der Siedler*innen mit Unterstützung 
durch die israelische Polizei und der 
Behinderung der Bewegungsfreiheit 
der Palästinenser*innen in Ost-Jeru-
salem war ein Höhepunkt erreicht. 
Die Palästinenser*innen fühlen sich 
aus Ost-Jerusalem immer mehr ver-
drängt. Während des Fastenmonats 
Ramadan wurden Gläubige immer 
wieder daran gehindert, zum Gebet 
zur Al-Aqsa-Moschee zu gehen. Ende 
Ramadan wurden die Besucher der 
Al-Aqsa-Moschee während des Ge-
bets von der israelischen Polizei und 
den Siedler*innen provoziert. 

Die Moschee wurde von der isra-
elischen Polizei gewaltsam gestürmt, 
viele Palästinenser*innen verhaftet. 
Bei den Zusammenstössen wurden 
mehr als 200 Palästinenser*innen 
verletzt. In dieser Situation schaltete 
sich die Hamas ein und stellte Isra-

el ein Ultimatum, die Polizei müsse 
bis 18 Uhr vom Gelände der Al-Aq-
sa-Moschee und dem Viertel Sheikh 
Jarrah abziehen. Israel reagierte nicht, 
worauf die Hamas mehrere Raketen 
auf Jerusalem abfeuerte. 

Im Mai wurde nach heftigen Bom-
bardierungen ein Waffenstillstand 
zwischen beiden Seiten vereinbart. 
Was hatte die militärische Ausein-
andersetzung für Folgen?

Wie bei allen israelischen Angriffen 
auf Gaza wurde einmal mehr die Inf-
rastruktur gezielt massiv zerstört, dar-
unter Schulen, Spitäler, Kindergärten, 
landwirtschaftliche Infrastrukturen, 
Kanalisation, Wasserleitungen, Elek-
trizitätswerke, Fabriken, Medien und 
Hochhäuser usw.

Weiter gab es zivile Opfer in 
der Bevölkerung von Gaza, 243 
Palästinenser*innen wurden getötet, 
darunter 66 Kinder und 39 Frauen. Es 
gab rund 1 900 Verletzte, darunter 560 
Kinder, 380 Frauen und 91 alte Perso-
nen. Mehr als 75 000 Leute sind wäh-
rend den Angriffen aus ihren Häusern 
geflüchtet.

Der Waffenstillstand mit Israel be-
deutet noch keinen Frieden. Wie 
steht es um die Friedensverhand-
lungen? Gibt es hier irgendwelche 
Chancen auf Fortschritt?

Nein, ich sehe keine Chance auf 
Fortschritt. 

Die Wahlen in Palästina wurden 
von Präsident Mahmud Abbas 
während des Konflikts verschoben. 
Was sind die Gründe für die Absage 
und glaubst du, dass sich bei den 
Wahlen, wenn sie stattfinden, etwas 
verändern wird?

Präsident Abbas hat von Israel 
verlangt, dass die palästinensischen 
Bewohner*innen von Ost-Jerusalem 
auch wählen dürfen. Dies wurde in 
den Oslo-Verhandlungen in den 90er-
Jahren so festgelegt. Israel hat dies 
nicht erlaubt. Daher hat er die Wah-
len abgesagt. Damit sind die meisten 
Palästinenser*innen aber nicht einver-
standen. Sie finden, man soll die Wah-
len trotzdem durchführen und für die 
Wahlbeteiligung von Ost-Jerusalem 
kämpfen. Nach meiner Meinung sind 
Wahlen unter einer Besatzung poli-
tisch sinnlos. Israel versucht immer 

Türkische Offensive im Nordirak

Friedensdelegation 
festgenommen

ort dient. Doch bei den Luftangriffen 
wurde unter anderem auch ein Flücht-
lingslager zur Zielscheibe, wobei 
mehrere ZivilistInnen ums Leben ka-
men. Für die Friedensdelegation war 
das ein Grund zum Handeln. Doch 
schon bei der Ausreise aus Düsseldorf 
zeigte sich, welche Interessen die EU 
vertrat. Die Verhinderung der Ausrei-
se wurde damit begründet, dass eine 
solche Initiative der türkisch-deut-
schen Beziehung Probleme bereiten 
könnte. Gleich nach der Sicherheits-
kontrolle wurden alle Delegations-
mitglieder festgenommen, verhört 
und festgehalten. Nur einige konnten 

Im Juni reiste eine Friedensdelegati-
on, die sich aus verschiedenen Politi-
kerInnen, JournalistInnen und solida-
rischen AktivistInnen zusammensetz-
te, nach Erbil, Hauptstadt der Autono-
men Region Kurdistan im Irak. Auch 
Menschen aus der Schweiz waren 
Teil der Delegation. Hintergrund war 
die türkische Militäroffensive gegen 
kurdische Gebiete im Nordirak, wo-
bei Völkerrechtswidrigkeiten von der 
Friedensdelegation beobachtet und 
dokumentiert werden sollten. Einigen 
Delegationsmitgliedern wurde die 

Die Türkei hat dieses Jahr eine Offensive im Nordirak gegen die PKK gestartet, 
dabei wurde die Zivilbevölkerung und ein Flüchtlingslager Ziel der Angriffe. 
Deutschland verhinderte derweil die Einreise einer internationalen Friedens-
delegation in die Region, um den deutsch-türkischen Beziehungen nicht zu 
schaden.

Von Seyhan Karakuyuwieder, die Wahlen zu stören und das 
Volk zu spalten, damit es nicht vereint 
gegen die Besatzung kämpft und mit 
sich selbst beschäftigt ist.

Das palästinensische Volk hat in 
den vergangenen Jahren immer 
wieder Konflikte und Kriege erlebt. 
Wie sieht die Lage der Menschen in 
Palästina momentan aus?

Die Lage der Menschen in Palästina 
ist katastrophal. Gaza ist ein riesiges 
Gefängnis, alles ist abgeriegelt. Das 
Volk leidet dort sehr. Die Infrastruk-
tur wird durch Israel immer wieder 
zerstört. 

Die Wirtschaft in ganz Palästina ist 
total am Boden. Die Arbeitslosigkeit 
ist sehr hoch. Die israelische Besat-
zung verhindert seit Jahren systema-
tisch eine Entwicklung der Wirtschaft 
in allen Bereichen. Israel bestimmt, 
was exportiert und was importiert 
werden darf. Die Wasserquellen auf 
dem Boden Palästinas werden eben-
falls von Israel kontrolliert. Die isra-
elischen Behörden bestimmen, wie 
viel Wasser wann gebraucht werden 
darf, da sie das Wasser verteilen. In 
den jüdischen Siedlungen auf be-
setztem Gebiet gibt es jeden Tag 24 
Stunden Wasser, im palästinensischen 
Dorf nebenan oft nur einmal pro Wo-
che wenige Stunden.

In der Westbank wird jeden Tag noch 
mehr Land von Siedler*innen besetzt 
und gestohlen. Die palästinensischen 
Bauern und Bäuerinnen werden von 
Siedler*innen attackiert, wenn sie 
ihre Felder bearbeiten. Die palästi-
nensische Landwirtschaft wird zer-
stört. Die Bewegungsfreiheit ist mas-
siv eingeschränkt durch Checkpoints. 
Die Häuser werden zerstört, die Leute 
aus ihren Häusern vertrieben oder 
das Land besetzt, wie zum Beispiel 
in Sheikh Jarrah, Silwan und Beita. 
Fast jeden Tag werden von den israeli-
schen Behörden Palästinenser*innen 
in ihren Städten und Dörfern verhaf-
tet. Teilweise werden sie in Adminis-
trativhaft genommen, d.h. auf unbe-
stimmte Zeit und ohne Anklage und 
Verfahren inhaftiert. Die Aufzählung 
der Ungerechtigkeiten könnte hier 
noch lange fortgesetzt werden. 

Wie können wir in der Schweiz das 
palästinensische Volk unterstützen? 

Die Schweizer*innen sollten das 
Ende der brutalen Besatzung und der 
systematischen Diskriminierung for-
dern und sich öffentlich dafür einset-
zen, anstatt zu schweigen. Sie können 
palästinensische NGOs unterstützen. 
Ein wichtiger politischer Ansatz, der 

Von Tarek Idri

von palästinensischer Seite initiiert 
wurde und international mitgetragen 
wird, ist aber die BDS-Bewegung, die 
es zu unterstützen gilt!

Was genau macht die BDS-Bewe-
gung? Was macht die BDS Schweiz?

Inspiriert vom Kampf der 
Südafrikaner*innen gegen die Apart-
heid, ruft die palästinensische Zivil-
gesellschaft zu Boykott, Desinves-
tition und Sanktionen gegen Israel 
auf, bis dieses internationalem Recht 
und den universellen Prinzipien der 
Menschenrechte nachkommt. BDS 
Schweiz unterstützt diese Bewegung 
und den Aufruf der palästinensischen 
Zivilbevölkerung in Bereichen wie 
Sport, Bildung, Kultur, Konsum, Rüs-
tungskooperationen und vielem mehr. 

Der Boykott ist ein friedliches und 
effektives Mittel, mit dem weltweit 
immer mehr BürgerInnen, Künstle-
rInnen, Intellektuelle und Gewerbe-
treibende zeigen, dass sie nicht wei-
terhin hinnehmen wollen, dass der 
Staat Israel über dem internationalen 
Recht steht. Wir rufen deshalb zum 
Boykott von Produkten, Unterneh-
men und Institutionen auf, die sich an 
der Unterdrückung der palästinensi-
schen Bevölkerung beteiligen und die 
Besatzung und Apartheid Israels stüt-
zen – nicht zuletzt indem sie von die-
ser profitieren. Wir fordern ein Ende 
der Besatzung und Apartheid, und das 
Rückkehrrecht für alle palästinensi-
schen Flüchtlinge.
Informationen zur BDS-Kampange unter: 

bds-info.ch

Ausreise vom Flughafen Düsseldorf 
verweigert, andere wurden 15 Stun-
den am Flughafen in Erbil festgesetzt, 
darunter Tobias Schnebli von der PdA 
Genf und «BastA!»-Parteisekretärin 
Franziska Stier.

Völkerrechtswidriges 
Vorgehen
Am 23. April 2021 startete das türki-
sche Militär eine Offensive im Nordi-
rak mit Artillerie- und Luftangriffen, 
die bis heute andauert. Die Präsenz 
des türkischen Militärs in den be-
nachbarten Ländern hat seit Erdogans 
Machtübernahme stetig zugenom-
men. So kam es 2007 zwischen der 
Türkei und dem Irak zu einem Ab-
kommen, um gemeinsam gegen die 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) vor-
zugehen. Betroffen vom Abkommen 
ist insbesondere die Autonome Regi-
on Kurdistan im Nordirak.

Die türkische Offensive richtet sich 
vorgeblich gegen das Kandil-Gebir-
ge, welches der PKK als Rückzugs-

durch diplomatische Beziehungen 
weiterreisen oder problemlos zurück-
kehren. Es gab keinen rechtlichen 
Grund die Einreise dieser Personen 
zu verweigern. Die regierende Demo-
kratische Partei Kurdistans (KDP) in 
Erbil unterstellte der Delegation, dass 
sie Mitglieder terroristischer Gruppen 
seien und keine friedlichen Absichten 
hätten.

Deutschland zeigte sich mit dem 
Ausreiseverbot, welches auch Bürge-
rInnen anderer Länder betraf, weder 
liberal noch souverän, da es sich kom-
plett den Interessen der Türkei unter-
ordnete. Auch könnten die europäi-
schen Staaten im UNO-Sicherheitsrat 
das völkerrechtswidrige Vorgehen der 
Türkei thematisieren, doch weshalb 
geschieht dies nicht? Einerseits will 
man, dass der Flüchtlingspakt zwi-
schen der EU und Erdogan verlängert 
wird, andererseits braucht man gute 
Beziehungen zur KDP-Regierung, 
welche einen Grossteil der irakischen 
Ölquellen kontrolliert.

Die internationale Friedensdelegation wird am Flughafen festgesetzt. Quelle: zVg.

Israelische Mauer, die Gaza abriegelt. Quelle: SDAJ
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Was geschieht in Kuba?

Welch «gescheiterter Staat»!
Proteste all überall. Und nun plötzlich auch auf Kuba. Der US-amerikanische 
Präsident qualifiziert die Karibikinsel gegenüber Kanzlerin Angela Merkel als 
gescheiterten Staat und sorgt sich um die humanitäre Situation. Dass diese 
Situation in erster Linie der US-Blockade geschuldet ist, davon spricht er nicht.

Von Martin Schwander und Gitter, brennende Barrikaden – 
und Sicherheitskräfte, die dem Gan-
zen mehr oder weniger friedlich ein 
Ende bereiteten.

Dass die kubanische Gesellschafts-
form und die kubanische Regierung 
nicht von der gesamten Bevölkerung 
Kubas mitgetragen werden, ist weder 
bestritten noch aussergewöhnlich. 
Wenn wir als statistischen Wert die 
Abstimmung vom 24.  Februar 2019 
nehmen, als es um die neue Verfas-
sung und um die Bestätigung des so-
zialistischen Charakters der kubani-
schen Gesellschaft ging, so haben bei 
einer Stimmbeteiligung von 84  Pro-
zent immerhin über eine Million der 
Abstimmenden entweder Nein gesagt 
(9  Prozent), leer (2,5  Prozent) oder 
ungültig eingelegt (1,6 Prozent).

Ein klarer Misserfolg
Angesichts dieses real existierenden 
regierungs- und systemfeindlichen 
Potenzials waren die paar Tausend, 
die zur Randale auf Kubas Strassen 
mobilisiert werden konnten, dann 
aber doch eigentlich wenig. Ein klarer 
Misserfolg auf alle Fälle für jene, die 
sich in kläglicher Unkenntnis der ku-
banischen Geschichte eine Art «Mai-
dan» erhofft hatten, eine dieser fremd-
finanzierten «farbigen Revolutionen», 
die andernorts reihenweise Länder in 
die Arme der NATO getrieben haben. 
Und dass sich der kubanische Präsi-
dent Miguel Díaz-Canel in San An-
tonio de los Baños der Bevölkerung 
noch gleichentags zum Dialog stellte 
und in den Tagen danach in den Pär-
ken und auf den zentralen Plätzen des 
Landes sich Hunderttausende zur Un-
terstützung der Revolution einfanden, 
wurde natürlich vornehm verschwie-
gen. Weil nicht ist, was nicht sein darf.

Es gab am 11. und 12. Juli einige 
Verhaftungen, ein paar Dutzend der 
Demonstrierenden wurde den Gerich-
ten überwiesen, Verletzte gab es vorab 
unter den Sicherheitskräften und je-
nen Kubanerinnen und Kubanern, die 
sich schützend vor ihre Institutionen 
gestellt hatten. Den grossen Medien 

Über 230 000 Menschen trugen am 
7. August ihre Wut gegen den fran-
zösischen Staat auf die Strasse. Am 
Tag darauf waren es in Argentinien 
Zehntausende, die gegen Armut und 
Arbeitslosigkeit demonstrierten. In 
Kolumbien rebelliert die Bevölkerung 
seit Wochen gegen die Regierung und 
das Wirtschafts- und Sozialsystem. 
Innerhalb eines Monats (Mai) wur-
den dabei laut Human Rights Watch 
61  Menschen von kolumbianischen 
Sicherheitskräften getötet. Am letzten 
Juli-Wochenende fanden in 400 Städ-
ten Brasiliens bereits die vierten Mas-
senproteste seit Ende Mai statt. Laut 
Frankfurter Allgemeine beklagten 
sich die Demonstrierenden vor allem 
über «die spät angelaufene Impfkam-
pagne, die hohe Arbeitslosigkeit und 
mangelnde Unterstützung für die wirt-
schaftlich von der Pandemie betroffe-
nen einkommensschwachen Bevölke-
rungsschichten.» 

Zu mehr als Eintagsfliegen und Rand-
notizen schafften es diese Proteste in 
unserer Presse nicht. Geschweige denn, 
dass da zu «Hilfskorridoren» aufgeru-
fen worden wäre oder gar zur «huma-
nitären Intervention». Dass Menschen 
an diesen Kundgebungen ihr Leben 
liessen und Tausende verhaftet wurden: 
Alltag. Es folgt der Wetterbericht.

Unzufriedenheit in Kuba
Am 11.  Juli haben sich im Städt-
chen San Antonio de los Baños, nahe 
der kubanischen Hauptstadt, einige 
Hundert Menschen auf die Strasse 
begeben, um zunächst friedlich, spä-
ter mit einigem Radau ihrer Unzu-
friedenheit über die Wirtschaftslage 
Ausdruck zu geben. Via soziale Me-
dien und angeheizt mit gezielten Ge-
rüchten (etwa «Raul Castro hat sich 
ins Ausland abgesetzt») wurden auch 
in anderen Städten Kubas Proteste 
laut, die Stimmung immer aggres-
siver und es folgten Bilder, die wir 
selbst bestens kennen: Umgestürzte 
Fahrzeuge, fliegende Pflastersteine 

dieser Welt üblicherweise kaum mehr 
wert als eine Randnotiz. Und sicher 
nicht Thema eines Gesprächs, sagen 
wir, zwischen dem US-Präsidenten 
und der deutschen Kanzlerin. Oder 
Grund für die Forderung nach einer 
«humanitären Intervention», nach in-
ternationalen Sanktionen. Und schon 
gar nicht für einen dramatischen Auf-
ruf der UN-Hochkommissarin für 
Menschenrechte. Üblicherweise. Au-
sser es handle sich um Kuba, diesen 
«bankrotten Staat».

Kuba vor der Revolution
Bankrotter Staat? Schauen wir 
uns das genauer an. Was war denn 
Kuba vor der Revolution? Der Arzt 
und Mitbegründer der kubanischen 
Krebsforschung, Dr. med. Augustín 
Láge Davila, meinte in seinem per-
sönlichen Blog dazu, Kuba sei ein 
Land gewesen mit einer Monokultur, 
bei der Zucker 80 Prozent der Expor-
te ausmachte; ein Land, in welchem 
US-amerikanische Investoren unter 
anderem 90  Prozent der Telefonin-
dustrie, 70 Prozent der Ölraffinerien, 
100  Prozent der Nickelproduktion 
und 50 Prozent der Eisenbahnen be-
herrschten und US-Pharmaunterneh-
men 70  Prozent des nationalen Arz-
neimittelmarktes kontrollierten; ein 
Land, in welchem kaum 3 Prozent der 
Bauern Boden besassen, wo in länd-
lichen Gegenden nur 4  Prozent der 
Kinder Fleisch essen und 11 Prozent 
Milch trinken konnten; ein Land mit 
einer Kindersterblichkeitsrate von 65 
pro 1 000 Geburten und einer Lebens-
erwartung von 62  Jahren, mit einer 
geschätzten Abdeckung in der staat-
lichen Gesundheitsversorgung von 
gerade mal 6  Prozent; ein Land, in 
welchem nur etwas mehr als die Hälf-
te der Kinder eine Schule besuchen 
konnten und die Analphabeten-Quote 
30  Prozent ausmachte; ein Land, in 
welchem 35 Prozent Arbeitslosigkeit 
herrschte, wo bloss 22  Prozent der 
Häuser ihren Bewohnern gehörten, 
72 Prozent aller Häuser über keinerlei 
sanitäre Einrichtungen und 42  Pro-
zent über keinen Strom verfügten.

Kuba heute
Jetzt, im 21. Jahrhundert und im Jahr 
62 der Revolution, präsentiere sich 

NOTHILFE FÜR KUBA

Die Versorgungslage in Kuba ist prekär und es herrscht insbesondere ein 
akuter Mangel an Medikamenten. mediCuba-Suisse und mediCuba-Eu-
ropa haben mit weiteren Unterstützern eine Kampagne lanciert, mit dem 
Ziel, Geld für die Beschaffung von dringend benötigten Medikamenten 
(insbesondere Antibiotika und Heparin) und Rohstoffen für deren Herstel-
lung in Kuba zu sammeln. 

Konto von mediCuba-Suisse (in CHF): 
IBAN CH60 0900 0000 8005 1397 3

Vermerk «Medikamente» (Wir empfehlen, Kuba nicht zu erwähnen, um 
bei der Überweisung Probleme mit den Banken zu vermeiden.)

Siehe auch: 
medicuba.ch/de/start-der-kampagne-medikamente-fuer-kuba

In weniger als einem Jahr hat die kubanische Wissenschaft einen Impfstoff (Abdala, mit ausgewiesener Wirksamkeit von 92,28 Prozent) 
und vier weitere Impfstoffkandidaten gegen COVID-19 entwickelt, um die gesamte Bevölkerung des Landes mit eigenen Mitteln zu 
immunisieren. Foto: BioCubaFarma 

Kuba, so Dr. Augustín Láge, als ein 
Land mit einer Kindersterblichkeit 
von 4 pro 1 000 Lebendgeburten, ei-
ner Lebenserwartung von 78,4  Jah-
ren, einer Arbeitslosigkeit von 
3,1  Prozent, einer Einschulungsrate 
in der Grundschule von 98  Prozent, 
einer durchschnittlichen Schulbil-
dung von 11,5 Schuljahren und einer 
Million von Kubanerinnen und Kuba-
nern, die einen Hochschulabschluss 
besitzen. Kuba sei ein Land, dessen 
Bewohnerinnen und Bewohnern pro 
Tag ein Nährstoffgehalt von 3 258 
kcal und 86,6 g Eiweiss zur Verfü-
gung stünde, ein Land mit einer der 
niedrigsten Mordraten des Kontinents 
(4,3/100 000) und dafür der weltweit 
höchsten Dichte an Ärztinnen und 
Ärzten (1 auf 132 EinwohnerInnen) 
und einer der höchsten Raten an 
Lehrkräften pro Studierenden aller 
Stufen (11 pro 100). Und, so wol-
len wir Augustín Láge ergänzen, das 
einzige Land Lateinamerikas, das es 
geschafft hat, eigene Impfstoffe ge-
gen Covid-19 zu entwickeln und zu 
produzieren.

Plumpe Propaganda
Bankrotter Staat? Tatsächlich ist Kuba 
ein arg gebeuteltes Land. Die Pande-
mie beispielsweise hat bis zum heu-
tigen Tag (11. August) zu 491 904 
Ansteckungen und (bei einer Letali-
tätsrate von 0,76 Prozent) zu 3 757 To-
desfällen geführt. Der Tourismus, eine 
der wichtigsten Einnahmequellen, ist 
durch die weltweite Seuche praktisch 
zum Stillstand gebracht worden. Auch 
endogene Probleme machen Kuba zu 
schaffen, die schwerfällige Bürokra-
tie etwa und eine Produktivität, die 
den realen Bedürfnissen hinten nach-
hinkt. Schuld an den wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten und Versorgungseng-
pässen trägt in allererster und haupt-
sächlicher Linie jedoch die kriminelle, 
abscheuliche und nun bereits 60 Jah-
re  (!) andauernde Erstickungspolitik 
der USA. Denn was in den Medien 
meist verharmlosend unter Wirt-
schaftsembargo subsumiert wird, ist 
in Tat und Wahrheit eine alles umfas-
sende, völkerrechtswidrige Blockade 
normaler Wirtschafts-, Handels- und 

Finanzbeziehungen Kubas mit der üb-
rigen Welt.

«Jede Analyse der kubanischen 
Wirtschaft», so der argentinische 
Soziologe und Schriftsteller Atilio 
Borón, «die diese grundlegende Tat-
sache ignoriert, wird niemals in der 
Lage sein, eine überzeugende Erklä-
rung für die Lage des Landes zu lie-
fern und muss als plumpe Propaganda 
betrachtet werden.» Gemäss kubani-
schen Berechnungen, die 2020 der 
UNO-Generalversammlung unter-
breitet wurden, betrugen die wertbe-
richtigten finanziellen Auswirkungen 
der Blockade bis März 2020 mehr als 
1 000 Milliarden Dollar. Die Folgen 
dieser erzwungenen Abschottung Ku-
bas von der Weltwirtschaft, ihre noch-
malige Verschärfung gerade während 
der Pandemie, sind fatal und machen 
sich tief im kubanischen Alltag, in je-
dem kubanischen Haushalt bemerk-
bar. Diese Fatalität ist gewollt: Die 
Blockade hat seit ihrer Inkraftsetzung 
am 7.  Februar 1962 zum erklärten 
Ziel, das kubanische Volk auszuhun-
gern und damit die Revolution zu Fall 
zu bringen.

Dieses Ziel wurde bekanntlich 
nicht erreicht. Heute mit dem Finger 
auf Kuba zu zeigen und von «ge-
scheitertem Staat» zu sprechen, dem 
nur noch mit einer «humanitären In-
tervention» (à la Libyen? Serbien? 
Irak?) zu helfen sei, ist mehr als zy-
nisch. Atilio Borón merkte in einem 
kürzlichen Text ironisch an, wenn das 
Imperium wirklich glauben würde, 
was seine Sprecher sagen (dass Kuba 
ein gescheiterter Staat sei), «sollte es 
die Blockade sofort aufheben, damit 
deutlich wird, dass die Probleme der 
kubanischen Wirtschaft auf die Ir-
rationalität des Sozialismus und die 
Unfähigkeit der revolutionären Re-
gierung zurückzuführen sind.»

Was es natürlich nicht tun wird, 
trotz jährlicher Aufforderung durch 
98 Prozent der UNO-Mitgliedstaaten. 
Denn, wie Augustín Láge es formu-
lierte: «Die Blockade Kubas ist nicht 
eine Reaktion auf das Scheitern der 
Revolution. Es ist genau umgekehrt: 
Die Blockade ist eine Reaktion auf 
die Erfolge der Revolution.»
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Assange-Prozess: Berufungsverfahren ohne Craig Murray

Zum Schweigen gebracht
Am 27. Oktober 2021 soll das Berufungsverfahren im Prozess gegen Julian 
Assange starten. Nicht dabei als Berichterstatter ist Craig Murray, dem wir in 
der Vergangenheit einen umfassenden Einblick in das zweifelhafte Justizverfah-
ren gegen Assange verdanken.

Von Alva Noi

Ende Oktober soll im «Woolwich 
Crown Court» im Gefängnis Bel-
marsh die nächste Runde eingeläutet 
werden. Entschieden wird dann, ob 
die Gründe der ersten Instanz ausrei-
chen, Julian Assange aufgrund seines 
Gesundheitszustandes und der zu er-
wartenden Haftbedingungen in Ame-
rika nicht in die USA zu überstellen. 
Gegen dieses Urteil vom Januar 2021 
haben die USA Berufung eingelegt. 
Die Verhandlungen werden diesmal 
ohne Beobachtung von Craig Murray 
stattfinden. Der ehemalige Botschaf-
ter Grossbritanniens wurde selbst in 
ein dubioses Gerichtsverfahren ver-
strickt und sitzt zum Zeitpunkt der 
Verhandlung im Gefängnis. Doch der 
Reihe nach.

Unfaires Verfahren
Im Frühjahr und Sommer 2020 be-
richtete Craig Murray ausführlich 
über die Prozesstage im Ausliefe-
rungsverfahren gegen Julian Assange. 
Er zeichnete die Argumentationslini-
en der Anklage sowie die Vorwürfe 
der Verteidigung nach, wie sich das 
für eine seriöse Prozessberichter-
stattung gehört. Doch dabei blieb es 
nicht. In seinem Blog beschrieb er 
auch die Umstände, unter denen der 
Prozess geführt wurde. Dieser Teil 
der Berichterstattung hatte enorme 
Sprengkraft. Denn Murray kam zum 
Schluss: Das Verfahren gegen Assan-
ge ist nicht fair. Und dies aus ver-
schiedenen Gründen.

Der Gerichtssaal befindet sich nicht 
wie üblich in einem Gericht in Lon-
don, sondern im Belmarshgefängnis 
selbst. Die Verlegung an diesen Ort 

hinter Stacheldraht und Panzerglas 
hat Konsequenzen. Zitat aus dem 
Blog von Craig Murray vom ersten 
Verhandlungstag: «Eine Konsequenz 
im Gerichtssaal ist […], dass Julian 
Assange am hinteren Ende des Ge-
richtssaals hinter einer Trennwand 
aus kugelsicherem Glas eingesperrt 
ist. Er [Assange] hat während dem 
Verfahren mehrere Male darauf hin-
gewiesen, dass dieser Umstand es ihm 
sehr erschwere, die Verhandlung zu 
sehen und zu hören.»

Erschwerte Kommunikation
Der Blogbeitrag vom zweiten Ver-
handlungstag beginnt mit einer Aus-
sage des Verteidigers von Assange, 
die aufhorchen lässt. «Er gab an, dass 
Julian gestern […] zweimal nackt 
ausgezogen und durchsucht worden 
sei, elfmal Handschellen angelegt 
bekommen hat und fünfmal in un-
terschiedlichen Aufbewahrungszel-
len eingesperrt worden ist. Weiterhin 
wurden ihm sämtliche Gerichtsdoku-
mente von den Gefängnismitarbeitern 
weggenommen, einschliesslich der 
geschützten Kommunikation zwi-
schen ihm und seinen Anwälten, und 
es wurde ihm keine Möglichkeit ge-
lassen, sich auf die Beteiligung am 
heutigen Verfahren vorzubereiten.»

Nicht ermutigender sind Murrays 
Randnotizen zum dritten Tag. «Ges-
tern antwortete er [Assange] recht 
ausführlich, dass er in seinem Glas-
käfig nicht richtig hören könne, was 
vorgehe, und dass er nicht mit seinen 
Anwälten kommunizieren könne (ir-
gendwann während der gestrigen Ver-
handlungen fingen sie damit an, ihn 
daran zu hindern, Notizen an seine 
Anwälte weiterzureichen […]).» 

Man muss sich die Situation vor-
stellen. Kommunikation zwischen 
Angeklagtem und Verteidiger via Zet-
tel, von Gerichtsdienern übergeben. 
Einen Antrag, Assange wie andere 
Gefangene neben seinen Anwälten 
sitzen zu lassen, lehnte Richterin Ba-
raitser ab. Dies mit der Begründung: 
«[…], dass eine Befreiung Assanges 
aus der Zelle in den Gerichtssaal be-
deuten würde, dass er aus dem Ge-
wahrsam entlassen sei. Um dies zu 
erreichen, würde es eines Kautions-
antrags bedürfen.»

Am vierten Tag ging es um die Un-
terbrechungen der Richterin während 
der je einstündigen Plädoyers von 
Verteidiger Fitzgerald und Ankläger 
Lewis. Siebzehn zu eins der Schluss-
stand, natürlich für die Verteidigung. 
Im Blog schreibt dann Murray zu den 
Einwänden und Nachfragen der Rich-
terin: «Was ein Protokoll […] zeigen 
wird, ist die […] Taktik, die darin be-
stand, Fitzgerald wieder und wieder 
zu unterbrechen, […] und ihn sehr 
vorsätzlich daran zu hindern, seine Ar-
gumentation flüssig vorzutragen. Der 
Kontrast zu ihrem Umgang mit Lewis 
könnte nicht stärker ausgeprägt sein.»

Beeinflussung der Medien
Apropos Unterbrechungen der Re-
den durch die Richterin Braitser: Ein 
Abschnitt im Blogeintrag vom ersten 
Prozesstag fasst Ungeheuerliches 
zusammen. Darin zitiert Murray den 
Ankläger Lewis in seiner Anklageer-
öffnung, die aus zwei Teilen bestand. 
Beide gleichermassen aussergewöhn-
lich. Ankläger Lewis richtete sich in 
seiner Rede nicht wie üblich an die 
Richterin, sondern explizit an die Me-
dien. «[Er] hat tatsächlich zweimal 
während seiner Anklageeröffnung ge-
sagt, dass er sich damit an die Medien 
richtet, einmal wiederholte er einen 
Satz und betonte […], dass er diesen 
Satz wiederhole, weil es wichtig sei, 

dass die Medien dies mitbekommen. 
Ich [Murray] bin ehrlich überrascht, 
dass Baraitser dies zugelassen hat. Es 
ist absolut unzulässig für einen An-
walt, seine Bemerkungen […] an die 
Medien zu richten […].» 

Craig schreibt in diesem Abschnitt 
weiter von politisch motiviertem 
Schauprozess, und dass Baraitser daran 
beteiligt sei. «Was Lewis die Medien 
wissen lassen wollte, war Folgendes: 
Es ist nicht wahr, dass Mainstreamp-
ressekanäle […] ebenfalls von den An-
schuldigungen gegen Assange bedroht 
seien, denn Assange werde nicht der 
Veröffentlichung der Depeschen be-
schuldigt, sondern nur der Veröffent-
lichung der Namen von Informanten 
[…]. Nur Assange habe diese Dinge 
getan, nicht die Mainstreammedien. 
[…] Gleichzeitig hatte die Anklage 
stapelweise Kopien dieses Teils von 
Lewis' Ansprache vorbereitet, welche 
an die Medien ausgehändigt und ih-
nen in elektronischer Form zugestellt 

wurden, so dass sie in der Lage waren, 
Copy & Paste zu nutzen.»

Es sind diese Randbemerkungen, 
die den Blog von Murray so wertvoll 
machen. Beobachtungen während der 
Verhandlungen, die ihn dazu brach-
ten, von einem unfairen Prozess und 
der Beeinflussung der Medien durch 
die Anwälte der Anklage zu sprechen. 
Beobachtungen, die nicht in eine klas-
sische Berichterstattung einfliessen, 
im Falle von Assange aber von zent-
raler Bedeutung sind. Es ging Lewis 
anscheinend darum, die Frage nach 
der Einschränkung der Pressefreiheit 
durch eine Verurteilung Assanges 
vorauseilend gleich selbst zu beant-
worten. Copy & Paste, mit der Bitte 
um Veröffentlichung, natürlich ohne 
eigenem Denken.

Öffentlichkeit unerwünscht
Sechzehn Plätze standen der Öffent-
lichkeit im Gerichtssaal zur Verfü-
gung, mit Covid waren es dann noch 

SRF: Unglaubliche Geschichten aus Leutschenbach (Teil 3)

US-Whistleblower verurteilt, SRF schweigt
In den USA werden Whistleblower zu drakonischen Strafen verurteilt, in den 
Redaktionssitzungen der Schweizer Medien werden sie totgeschwiegen. So ge-
schehen mit Daniel Hale, dem die Öffentlichkeit die Wahrheit über den Droh-
nenkrieg in Afghanistan verdankt. 

Von Alva Noi

Fast vier Jahre hinter Gitter – so das 
Verdikt der Richter im Bundesstaat 
Virginia von Ende Juli 2021 im Ur-
teil gegen den Whistleblower Dani-
el Hale. Sein Vergehen: Er übergab 
geheime Dokumente der Internet-
plattform «The Intercept» über den 
Drohnenkrieg der US-Armee in Af-
ghanistan. Dabei entstand ein Bild, 
das mit der offiziellen Darstellung des 
amerikanischen Militärs nichts mehr 
zu tun hatte. Ein Leck in geheim ge-
haltenen Dokumenten, an dem sogar 
die NZZ am 16. Oktober 2015 nicht 
vorbeischielen konnte und den Inhalt 
zusammenfassend publizierte. Heu-
te ist grossen Medienhäusern in der 
Schweiz die Verurteilung des Über-
bringers der Hiobsbotschaft von anno 
dazumal keine Zeile mehr wert. Auch 
SRF reiht sich in die schweigende 
Mehrheit ein. Eine Schande, sicher! 
Doch: Wieso eigentlich?

Seit die Internetplattform «The In-
tercept» die «Drone Papers» veröffent-
licht hatte, wissen wir: Bei den Droh-
nenangriffen in Afghanistan wurden 
regelmässig wesentlich mehr unschul-
dige Zivilisten getötet als von den US-
Behörden angegeben. Weiter wissen 
wir, wie der Präsident die angeblich 
«gezielten Tötungen» bewilligte. Und 
vor allem wissen wir, dass sowohl der 
Präsident wie auch das Militär zivile 

Opfer als im Krieg gefallene Feinde 
auflisteten. Und dies im Bewusstsein, 
dass es unbewaffnete Frauen, Männer 
und Kinder waren. Brisante Enthül-
lungen, die Daniel Hale nun vier Jahre 
hinter Gitter bringen. 

Machtmissbrauch hüben 
und drüben
Wo Macht in einem Staate miss-
braucht wird, da braucht es Gegenöf-
fentlichkeit. Das ist in autoritären Re-
gimen so, das ist aber auch in Demo-
kratien so. Nur funktioniert es nicht 
gleich. Während Autokraten in Dikta-
turen die Opposition wegsperren, be-
hindern oder ganz einfach verbieten, 
ist in Demokratien die Redefreiheit 
in der Verfassung garantiert. Hier 
darf man zwar denken und sagen was 
man will, doch fehlen oft die erhärte-
ten Fakten. Und die fehlen vor allem 
aus zwei Gründen. Einerseits stellen 
und stellten Journalisten wiederholt 
nicht die richtigen Fragen. Anderseits 
mauern und schweigen die Mächti-
gen dann, wenn sie selbst Dreck am 
Stecken haben. Und da werden dann 
Whistleblower halt eben enorm wich-
tig. Überlebenswichtig für eine De-
mokratie.

«Asymmetrische Kriegsführung», 
«ungesetzlicher Kombattant» oder 
«gezielte Tötung» – im Zusammen-
hang mit dem Drohnenkrieg in Af-
ghanistan fanden auch neue Begriffe 

Einzug in die Berichterstattung. Die 
Überlegenheit des US-amerikani-
schen Militärs und ihrer Verbündeten 
im Krieg am Hindukusch war so ek-
latant, dass keine Zweifel an einem 
militärischen Erfolg aufkommen 
konnten. Als ein sauberer Krieg, als 
einer gegen Terroristen und ohne ei-
gene Opfer, so wurde er dargestellt. 

Blick auf den Hauptsitz von SRF in Zürich, 
Leutschenbach. Foto: Wikimedia

das eigene Volk belügt, dass die US-
Armee ungeahndet Kriegsverbrechen 
begeht, und dass der Geheimdienst 
NSA den globalen Internetverkehr 
überwacht. Gegen die Verfassung, 
gegen die Genfer Konvention und ge-
gen das Völkerrecht. Wir haben ein 
Anrecht darauf, dies zu wissen. Al-
len drei Whistleblowern gemeinsam 
ist ihr Mut, der Öffentlichkeit Do-
kumente zuzuspielen. Allen dreien 
gemeinsam ist auch ihre Verfolgung 
durch den Staat. Zu ihnen – und vie-
len anderen – gesellt sich nun auch 
Daniel Hale. 

Wiederholung der Ge-
schichte
Zwanzig Jahre Krieg in Afghanistan, 
zwanzig Jahre Schlachtfeld mit toten 
Soldaten und toten Zivilisten. Wir 
erinnern uns an Bilder aus dem Vi-
etnamkrieg, wie Helikopter über den 
Dächern von Saigon letztes Personal 
wegflogen, während der Vietcong in 
die Vorstädte einmarschierte. Es war 
Daniel Ellsberg vier Jahre vor dem 
Ende des letzten Schusses zu verdan-
ken, dass die Öffentlichkeit damals 
schon wissen konnte: US-Präsident 
Johnson belog sowohl die Öffentlich-
keit wie auch den Kongress über den 
Vietnamkrieg. Und zwar systematisch. 
Dieser Krieg war längst entschieden. 

Auch der Krieg in Afghanistan war 
längst entschieden. Ein solcher Krieg 
ist nicht zu gewinnen. Jetzt sind die 
Taliban wieder zurück an der Macht. 
20  Jahre Krieg mit Hundertausenden 
von Toten. Und der US-Präsident wirft 
der afghanischen Führung und den Si-

cherheitskräften mangelnde Kampfbe-
reitschaft vor. Dank Daniel Hale wis-
sen wir heute zwei Dinge: Einerseits 
ist das Konzept der «gezielten Tötung» 
auch in der Militärlogik gescheitert. 
Und anderseits, noch viel wichtiger: 
Auch der US-Präsident weiss das. 

SRF steht abseits
Während Luzia Tschirky, Frontfrau 
von SRF in Sachen Behandlung von 
Dissidenten in Russland und Belarus, 
in der Tagesschau von Fernsehen SRF 
wirksam vor Gefängnissen im Osten 
über das Schicksal von Kreml-Kriti-
kern schwadroniert, verschweigt die 
gleiche Redaktion das Schicksal der 
Westdissidenten. Auch bei uns kom-
men Menschen an die Kasse, die sich 
gegen den Missbrauch von Macht 
einsetzen. Whistleblower, die Kopf 
und Kragen riskieren, indem sie ihr 
Wissen preisgeben. Auch hier wehren 
sich als Folge davon die Mächtigen im 
Staat gegen den Verlust ihrer Macht. 
Mit Lügen und Verschweigen. Und 
der Verfolgung von jenen, die die Be-
weise aus dem Inneren des «Staates 
im Staate» überbringen. Daniel Hale 
ist das jüngste Beispiel.

Es scheint, als sei bei den SRF-
Redaktionen das Bedürfnis grösser, 
einem Narrativ zu folgen, als die ei-
gene Berichterstattung auf Glaubwür-
digkeit und Vollständigkeit zu prüfen. 
Dem Narrativ «Dort die Bösen, hier 
die Guten». Für wie dumm verkauft 
uns eigentlich SRF?

Alva Noi ist Journalistin und schreibt 
regelmässige Beiträge für «Unsere Welt» 

Und jetzt dies: Kriegsverbrechen und 
tote Zivilisten. In der Präsidentenlo-
ge und der Spitze des Militärs ist und 
war dies bekannt. Nichts geschah; sie 
begannen, nicht von Mord und Ver-
brechen zu sprechen. 

Daniel Ellsberg, Chelsea Manning, 
Edward Snowden – dank ihnen wis-
sen wir, dass die US-Regierung u.U. 

Craig Murray mit Ehefrau und Sohn. Im Hintergrund protestieren Unterstützer gegen 
seine Verurteilung. Quelle: craigmurrayjustice.org.uk
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Nils Melzer: Der Fall Julian Assange

Folter durch Zermürbung
Schon mehrfach haben wir in der UW über die Verfolgung des Enthüllungsjour-
nalisten Julian Assange und die feige Abstinenz der Medien berichtet. Jetzt ist 
das Buch von Nils Melzer da!

Einen Bestseller besprechen? Das ist 
mir noch nie passiert. Ich muss sa-
gen: Diese unglaubliche Geschichte 
liest sich streckenweise wie ein Thril-
ler. Dabei handelt es sich um den 
Rapport des UNO-Sonderberichter-
statters für Folter, belegt durch zahl-
reiche Dokumente. Und der Inhalt 
ist erschütternd. Der Autor ist Nils 
Melzer, mittlerweile von verschiede-
nen Medienauftritten her bekannt. Er 
betont, dass er nicht Assanges Anwalt 
ist, sondern der beauftragte UNO-Er-
mittler. Für die Veröffentlichung sei-
ner Untersuchungen in einem Buch 
hat er sich erst entschieden, nachdem 
die verantwortlichen Staaten ihm 
zwei Jahre lang ihre Zusammenarbeit 
verweigert hatten.

Das WikiLeaks-Video
Auf der Enthüllungsplattform Wiki-
Leaks präsentiert Assange am 5. April 
2010 im 18-minütigen Video «Colla-
teral Murder» der Weltöffentlichkeit 
die erschreckende Szene eines US-
Kampfhubschraubers über Bagdad, 
aus dem zehn Zivilisten erschossen 

Von Antoinette Mächtlinger werden. Die Kommentare: «Schau dir 
die toten Bastarde an.» – «Hübsch.» 
– «Gut geschossen.» Danach wird 
ein Minibus, der einen Verwundeten 
aufnimmt, samt Insassen in Stücke 
geschossen. Die US-Armeeführung 

Kronzeuge soll 
gelogen haben

uw. Im Verfahren gegen Assan-
ge haben die USA seit diesem 
Sommer ein unerwartetes Pro-
blem. Ihr Hauptzeuge erklärte 
gegenüber der isländischen Zei-
tung «Stundin», wesentliche An-
schuldigungen gegen Assange 
erfunden zu haben. Dies berich-
tete «Stundin» am 26. Juni. 

Sigurdur Ingi Thordarson ist in 
Island kein unbeschriebenes Blatt. 
Wegen Betrugs- bis hin zu Sexual-
delikten mit Minderjährigen stand 
er verschiedentlich vor Gericht. 
Um einer weiteren Verurteilung 
zu entgehen, entschied er sich für 
eine Zusammenarbeit mit dem 
FBI. Im Gegenzug für Immunität 
lieferte er belastende Informatio-
nen über Assange. So sagte er bei-
spielsweise aus, Assange habe ihn 
instruiert, in Computersysteme 
einzudringen, um Gesprächsauf-
zeichnungen von Parlamentariern 
zu beschaffen. 

Diese und andere Vorwürfe 
widerrief er nun laut «Stundin» 
in einem mehrstündigen Inter-
view. Viele seiner eigenen Taten 
soll er dabei durchaus eingestan-
den haben, nur fehle eben jeder 
Anknüpfungspunkt zu Assange. 
Wieso drohte ihm eigentlich nie 
ein Auslieferungsprozess? 

Andreas Zumach: Reform oder Blockade – Welche Zukunft hat die UNO?

Bedrängt und ausgeblutet
Die UNO befindet ich in der schwierigsten Lage seit der Gründung vor 75 Jah-
ren. In seinem neuen Buch analysiert Andreas Zumach die Probleme der UNO, 
zeigt aber auch Lösungsansätze auf.

Von Antoinette Mächtlinger

Seit Jahren kennen wir Andreas Zu-
mach und seinen unermüdlichen Ein-
satz für die Erhaltung der UNO. 2015 
haben wir in dieser Zeitung sein Buch 
«Globales Chaos – machtlose UNO» 
besprochen, worin die Frage gestellt 
wird: «Ist die Weltorganisation noch 
zu retten?» Nein, die Weltorganisati-
on ist bisher nicht gerettet worden. Im 
Gegenteil: Sie wird bedrängt, sie wird 
ausgeblutet. Andreas Zumach ana-
lysiert alle Konflikte, mit denen sie 
sich herumzuschlagen hat. Da gibt es 
manches Déjà-vu, aber – wie immer 
bei Zumach – auch manche Gedanken 
über Lösungsansätze. 

Wer wissen will, was ganz oben an 
den Schaltstellen der Weltpolitik gehe-
belt wird, sollte dieses Buch unbedingt 
lesen. Zum Beispiel das Kapitel über 
das geheime Koordinationsabkom-
men zwischen UNO und NATO vom 
September 2008. Oder jenes über das 
aktuelle bedrohliche Kräftemessen 
zwischen China und den USA. Oder 
jenes über die Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO), das wir wegen seiner 
Aktualität kurz vorstellen.

Die schleichende Privati-
sierung der UNO
Die WHO, die grösste der 18 Son-
derorganisationen, hat weltweit 7 000 
Beschäftigte und das höchste Bud-
get. Unter dem Titel «Gesundheit 
als Ware» lesen wir: «Seit Ende des 
Kalten Krieges ist die WHO in im-
mer stärkere Abhängigkeit von Phar-

makonzernen, Stiftungen und ande-
ren privaten Geldgebern geraten. Die 
Interessen dieser privaten Geldgeber 
bestimmen heute in erheblichem Aus-
mass die Politik der WHO.» Grund für 
diese Entwicklung ist die Zahlungs-
unwilligkeit wichtiger Mitgliedstaa-
ten wie der USA. Ursprünglich, bis 
Ende der neunziger Jahre, kommen 
rund 80  Prozent der Haushaltsmittel 
aus den Pflichtbeiträgen der 194 Mit-
gliedstaaten. Inzwischen stammen 
über 80  Prozent aus freiwilligen 
Beiträgen von Regierungen und von 
privaten Akteuren wie der Gates-Stif-
tung. Diese Gelder werden fast immer 
nur zweckgebunden vergeben, was 

den Handlungsspielraum der WHO 
beeinträchtigt. Die 60 Milliarden der 
Gates-Stiftung stammen weitgehend 
aus Aktienerträgen von grossen Phar-
ma- und Lebensmittelkonzernen. Wie 
passt das nun zusammen, wenn die 
WHO sich um die zwei Milliarden 
übergewichtige Menschen kümmern 
soll, ein Teil ihres Budgets aber durch 
«Coca Cola»-Aktien finanziert wird?

Lösungsansätze: nicht neu, 
aber dringend
Im Fall der WHO plädiert Zumach 
für einen internationalen Gesund-
heitsfonds. Dieser – sehr überzeugen-
de – Vorschlag wird konkretisiert im 
5-Punkte-Plan von medico internatio-
nal, der im Anhang des Buches abge-
druckt ist. Ebenfalls im Anhang fin-
den sich interessante Vorschläge der 
UN-Expertenkommission zur Reform 
des internationalen Finanzsystems. 

Eine grundlegende Strukturreform 
der UNO scheint nicht möglich; Zu-
mach setzt seine Hoffnung – wie schon 
im erwähnten letzten Buch – auf eine 
«Koalition williger Multilateralis-
ten», die sich zusammen mit NGOs 
für einen bestimmten Bereich enga-
gieren und die «Grossen» unter Druck 
setzen. Er beruft sich wiederum auf 
sechs erfolgreiche Abkommen, die auf 
diese Weise zustande gekommen sind: 
Verbot von Atomwaffen, Internationa-
ler Strafgerichtshof, Kyoto-Protokoll 
zum Klimaschutz, Verbot von Anti-
personenminen und Streumunition so-
wie das Abkommen zur Kontrolle des 
konventionellen Waffenhandels. Und 
er erwähnt ausdrücklich die Schweiz, 
die als kleines Land in der Lage ist, 
sich mit «willigen Multilateralisten» 
zusammenzutun.

neun. Wer nicht dabei sein konnte, der 
wurde in einen Nebenraum mit Live-
übertragung verwiesen. Eine Über-
tragung, die auf Grund technischer 
Störungen in Bild und Ton immer 
wieder unterbrochen worden sei. So 
sei laut «Reporter ohne Grenzen», die 
zeitweise als einzige NGO überhaupt 
zugelassen wurden, eine Verfolgung 
des Prozesses massiv erschwert bis 
teilweise verunmöglicht worden.

Murray selbst in Haft
Nun geht das Berufungsverfahren ge-
gen Julian Assange also im Oktober 
weiter. Und dies ohne die Beobach-
tungen und den Blog von Craig Mur-
ray. Der Justizkritiker wurde kurzer-
hand aus dem Verkehr gezogen. Seit 
dem 1. August 2021 sitzt er selbst für 
acht Monate im Knast. Grund: Mur-
ray soll durch seine Berichterstattung 
in einem anderen Prozess in Schott-
land eine «Puzzle-Identifikation» von 
mutmasslichen Opfern sexueller Straf-
taten ermöglicht haben. Ein Urteil, 
das laut Murray-Unterstützern in der 
Gerichtspraxis in Schottland noch nie 
angewandt wurde. Murray sei der erste 
Journalist, der überhaupt wegen dieses 
Paragrafen eine Strafe absitzen müsse.

Mit der Verurteilung von Craig 
Murray und seiner unbedingten Haft-
strafe in diesen Monaten ist nun auch 
der Prozess gegen Assange ein Stück 
weit beeinflusst. Zumindest der Teil 
der Information der Öffentlichkeit. 
Als einer von wenigen konnte Mur-
ray direkt aus dem Gerichtssaal auf 
seinem Blog berichten. Als einer von 
wenigen liess er Beobachtungen jen-
seits der juristischen Argumentations-
linien in seine Berichte einfliessen. 
Und was er beobachtete, hatte min-
destens die Sprengkraft der nie be-
legten Vergewaltigungsvorwürfe der 
schwedischen Justiz. Wir verdanken 
Craig Murray viel. Mit seinem Weg-
sperren geht das Trauerspiel der eng-
lischen Justiz in der Causa Assange 
und Wikileaks in die nächste Runde.

auch der Ansicht, dass es für die Ver-
einigten Staaten sehr schwierig ist, 
die bilateralen Beziehungen voranzu-
treiben, solange Herr Assange nicht 
den zuständigen Behörden überge-
ben wird.» Das Botschaftspersonal in 
London wird ausgewechselt, Assan-
ges Internet- und Telefonzugang wird 
gesperrt, die Überwachung ist lü-
ckenlos, die Medien überbieten sich 

kommt in der internen Untersuchung 
zum Schluss, die verantwortlichen 
Soldaten hätten das Kriegsvölker-
recht respektiert.

Assange wird damit für kurze Zeit 
zum Medienstar, wird zu Konferen-
zen eingeladen, auch nach Schweden. 
Dort wendet sich das Blatt. 

Vergewaltigungsvorwurf 
ohne Anklage
Zwei Frauen soll er vergewaltigt oder 
zumindest sexuell genötigt haben. 
Assange, dem ein Auslieferungsver-
fahren an die USA droht, sucht 2012 
in der Londoner Botschaft Ecuadors 
Zuflucht. Melzer verfolgt minutiös die 
ganzen Prozesse, studiert rund 10 000 
Seiten Gerichtsakten. Er kommt zum 
Schluss, dass die Widersprüche nicht 
zwischen Assange und den beiden 
Frauen liegen, sondern im ganzen 
rechtlichen Verfahren, das durch 
«Drittinteressen» beeinflusst ist. 

Das Verfahren wird eingestellt und 
wieder aufgenommen, dann neun 
Jahre lang verschleppt, ohne dass es 
zu einer Anklage kommt oder der Be-
schuldigte angehört wird. Schliess-
lich wird es aus Mangel an Beweisen 
definitiv eingestellt. Die Medien ver-
breiten gezielt das Bild eines Verge-
waltigers und Psychopathen. Melzer 
versucht mit allen Mitteln, die ihm zur 
Verfügung stehen, Regierungen und 
internationale Organisationen einzu-
schalten. Manche Antwortschreiben, 
die er zitiert, sind von einem unglaub-
lichen Zynismus. Jetzt wird auch die 
Frauenbewegung gegen Melzer aktiv, 
er erhält Hunderte von Protestbrie-
fen. Dazu sagt er: «Dass ich mich als 
50-jähriger, weisser Mann für einen 
etwa gleichaltrigen weissen Mann 
einsetzte und behauptete, die vom 
Gender-Modellstaat Schweden gegen 
ihn verbreiteten Vergewaltigungsvor-
würfe seien missbräuchlich, war im 
Zeitalter von #MeToo eine denkbar 
schlechte Ausgangslage.[...] Ich wur-
de von vielen missverstanden, die 
aufrichtig um die Errungenschaften 
der Frauenbewegung bangten.» Und 
er betont, dass er die beiden Frauen 
genauso als Opfer staatlicher Instru-
mentalisierung betrachtet wie Assan-
ge selbst.

Ecuador, USA, Grossbritan-
nien
Nach dem Regierungswechsel im 
Mai 2017 hat der neue ecuadoriani-
sche Präsident Moreno die Absicht, 
Assange loszuwerden. Am 16. Okto-
ber 2018 erhält Moreno ein Schreiben 
vom US House Committee of Foreign 
Affairs: «Wir hoffen, engere Bezie-
hungen zu Ihrer Regierung aufbauen 
zu können, sind jedoch gleichzeitig 

in Horrormeldungen über Assanges 
psychotisches Verhalten.

11. April 2019,  
die Verhaftung
Nach über sechs Jahren in der Bot-
schaft – wo er mit seiner Anwältin zwei 
Kinder gezeugt hat – wird Assanges 
ecuadorianische Staatsbürgerschaft 
«suspendiert» und er soll von einem 
Tag auf den andern die Botschaft ver-
lassen. Er weigert sich, worauf die bri-
tische Polizei eingeladen wird, ihn zu 
verhaften. Erst jetzt stellen die USA 
offiziell das Auslieferungsverfahren. 
Computer und Dokumente werden auf 
Bitte des US-Justizministeriums den 
US-Behörden übergeben. Melzer un-
tersucht anhand bekannter Fälle (z.B. 
Chelsea Manning) die Aussichten 
für Assange bei einer Auslieferung. 
In US-Spionageprozessen sind die 
Verhandlungen geheim, und Assan-
ge droht lebenslange Haft in einem 
Hochsicherheitsgefängnis. 

Medien gefragt
«Britische Folter durch Zermür-
bung.» So lautet die Definition des 
UNO-Sonderberichterstatters für Fol-
ter. Und Melzer belegt sie durch seine 
Schilderung der unvorstellbaren Vor-
gänge in einem Rechtsstaat. Es geht 
um Isolationshaft und Aushöhlung 
der Verteidigungsrechte. Assange ist 
krank und suizidgefährdet. 

Nur massiv verstärkter Druck von 
Staaten, Organisationen und Medien 
kann die UK und USA zur Rückkehr 
zu internationalen Rechtsnormen 
zwingen, «denn wenn Regierungen ei-
nes fürchten, dann sind es das gebün-
delte Scheinwerferlicht und die kriti-
schen Fragen der Massenmedien.»

Andreas Zumach, Reform oder Blockade. 
Welche Zukunft hat die UNO?, Rotpunkt-
verlag, Zürich 2021 

Nils Melzer, Der Fall Julian Assange. Ge-
schichte einer Verfolgung. Der spektakuläe 
Report des UNO-Sonderberichterstatters 
für Folter, Piper, München 2021

Nils Melzer in seiner Rolle als UNO-Sonderberichterstatter für Folter. Quelle: UN
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Nachruf auf Walter Suter

Beseelt vom Heiligen Zorn
Am 7. Juni hat uns unser Mitstreiter für Frieden und Solidarität Walter Suter 
nach langer Krankheit im Alter von 78 Jahren verlassen.

Von Martin Schwander

Walter Suter stand jahrzehntelang im 
Dienst der Schweiz. Als Sozialist eher 
ein Exot im diplomatischen Corps 
unseres Landes, vertrat er die Eidge-
nossenschaft in so unterschiedlichen 
Staaten wie dem Libanon, Spanien, 
China, Indien, Chile, Argentinien und 
Paraguay. Im Februar 2003 schick-
te ihn der Bundesrat als Botschafter 
nach Caracas, wo das Volk kurz zuvor 
einen Putsch gegen die Regierung von 
Hugo Chávez zerschlagen hatte.

Walter Suter war tief beeindruckt 
vom Emanzipationsprozess, der unter 
Chávez immer stärker an Fahrt auf-
nahm: «Aus den Objekten wurden 
plötzlich Subjekte des Staates», mein-
te er vor vier Jahren gegenüber «Un-
sere Welt». Besonders gefallen habe 
ihm, dass «mit der Vertiefung der 
Demokratie auch die Schaffung von 
sozialer Gerechtigkeit einherging, der 
Abbau einer seit Jahrhunderten ange-
häuften sozialen Schuld». Der linke 
Diplomat blieb Venezuela auch nach 
seiner Pensionierung eng verbunden. 

Redaktionsschluss 
dieser Nummer: 
19. August 2021

Nachruf auf Ramsey Clark

Der Verteidiger
Ramsey Clark war ein Kämpfer gegen US-Imperialismus und Unterstützer von 
Befreiungskämpfen. Er setzte sich für die Rechte der Schwarzen ein, machte auf 
die US-Verbrechen im Irak aufmerksam und widersetzte sich dem NATO-Krieg 
in Jugoslawien.

Von Jürgen Heiser

Der frühere US-Justizminister Ram-
sey Clark ist am 9. April im Alter von 
93  Jahren in New York gestorben. 
Das von ihm 1992 gegründete Inter-
national Action Center (IAC) hob die 
Verdienste des weltweit respektierten 
Menschenrechtsanwalts und Kriegs-
gegners um den Aufbau dieses Ak-
tionszentrums antiimperialistischer 
und antirassistischer Politik hervor. 
Der Todesstrafengegner habe unzäh-
lige Menschen angespornt, das IAC 
zu nutzen, «um Befreiungskämpfe 
zu unterstützen, sich Angriffskriegen 
der USA zu widersetzen und politi-
sche Gefangene im gefängnisindust-
riellen Komplex der USA und in den 
US-gestützten Diktaturen weltweit zu 
verteidigen».

Die mit dem US-Imperialismus um 
ihre Souveränität ringenden Völker 
konnten sich der Solidarität Clarks 
gewiss sein. Er forderte die Unabhän-
gigkeit der US-Kolonie Puerto Rico. 
Als «überzeugter Verteidiger jed-
weden Volkswiderstands gegen Un-
terdrückung» habe er internationale 
Delegationen gebildet, um «die Ver-
brechen des US-Militarismus» und 
«die Blockade Kubas sowie die Sank-
tionen gegen den Irak zu bekämpfen». 
Ihn habe der Optimismus geprägt, 
«dass Menschen die Macht haben, 
ihre Geschichte zu bestimmen».

Vom Justizminister... 
Clarks Weg in die ausserparlamen-
tarische Opposition war ihm nicht 
vorgezeichnet. In eine prominente te-
xanische Familie hineingeboren, der 
Vater im US-Justizministerium und 
am Obersten Gerichtshof der USA 
tätig, wuchs Ramsey im Glauben an 
die Macht des Gesetzes auf. Als Ju-
rastudent und Rechtsanwalt erlebte er 
jedoch das Gesetz als rassistisches In-
strument der herrschenden Eliten und 
beschloss, diese Realität politisch zu 
verändern. 1961 von der Regierung 
John F. Kennedys zum stellvertre-
tenden Justizminister und 1967 von 

der Nachfolgeregierung Lyndon B. 
Johnsons zum Justizminister ernannt, 
arbeitete er 1965 und 1968 die Bür-
gerrechtsgesetze für die schwarze 
Bevölkerung mit aus und trat für die 
Umsetzung der Vertragsrechte der In-
digenen ein.

...zum Antiimperialisten
In den Jahren 1991 und 2003 setzte 
sich Clark im Irak den Bombenan-
griffen des «freien Westens» aus und 
ging mit internationalen Delegationen 
gegen die über das Land verhängten 
tödlichen Sanktionen vor. So erfuhr 
die Welt vom Tod einer halben Mil-
lion irakischer Kinder als Folge der 
Sanktionen, die für US-Aussenminis-
terin Madeleine Albright «den Preis 
wert» waren. 

Unschätzbar war Clarks mutiges 
Auftreten gegen den Krieg des NATO-
Kriegsbündnisses 1999 zur Zerstö-
rung Jugoslawiens. Während der 78 
Tage des unerbittlichen US-Bombar-
dements weilte Clark zweimal in Ju-
goslawien. Er besuchte bombardierte 
Schulen, Krankenhäuser und traf den 
gewählten Präsidenten Slobodan Mi-
losevic. Später besuchte er den nach 
Den Haag entführten Präsidenten, dem 
vor dem sogenannten Internationalen 
Strafgerichtshof der Schauprozess ge-
macht wurde. Für Clark waren dort die 
Falschen angeklagt. Laut seiner Ankla-
geschrift für das von ihm vorgeschla-
gene «Volkstribunal über US-Kriegs-
verbrechen in Jugoslawien» hätte US-
Präsident Clinton auf die Anklagebank 
gehört, zusammen mit Aussenministe-
rin Albright und den entsprechenden 
Regierungspolitikern Deutschlands, 
Großbritanniens, Frankreichs und an-
derer NATO-Mächte. 

Jürgen Heiser ist freier Mitarbeiter 
 der Tageszeitung «junge Welt».

Quelle: junge Welt, Kürzung: UW.

Nachruf auf Esther Bejanaro

«Nie wieder Faschismus!»
Die Holocaust-Überlebende, Antifaschistin und Kommunistin Esther Bejarano 
wurde 96 Jahre alt. Bis kurz vor ihrem Tod erzählte sie jungen Menschen von 
den Nazi-Verbrechen – und mahnte vor der Wiederkehr des Schreckens.

Von Sebastian Stoll und 
Franziska Hein

«Ich will die Menschen aufklären, 
was damals geschah. Man darf nicht 
schweigen und nicht vergessen», 
sagte die Holocaust-Überlebende Es-
ther Bejarano einmal. Mit «Damals» 
meinte sie die Nazidiktatur. Esther 
Bejarano hat Auschwitz überlebt, ver-
lor im Holocaust ihre Eltern und ihre 
Schwester. Am 10. Juli ist sie im Alter 
von 96 Jahren gestorben.

Ausreise nach Palästina scheiterte, und 
sie Zwangsarbeiterin in Brandenburg 
wurde. Zwei Jahre später, 1943, depor-
tierten die Nazis sie nach Auschwitz. 
Sie überlebte als Akkordeonspielerin 
im «Mädchenorchester», kam dann ins 
KZ Ravensbrück, konnte schliesslich 
von einem «Todesmarsch» fliehen.

«Es ist für uns unerträglich»
Nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
lebte sie einige Jahre in Israel, hei-
ratete, bekam zwei Kinder – bis es 
die Familie 1960 nach Deutschland 
zurückzog. Von Hamburg aus misch-
te sie sich bis kurz vor ihrem Tod 
immer wieder ein in Debatten. Sie 
ging in Schulen, trat mit der Band 
Microphone Mafia auf, die auf ver-
schiedenen Sprachen rappt. Damit 
das, was sie erleben musste, nie wie-
der passiert.

2020 startete sie eine Petition, in der 
sie forderte, den 8. Mai als Jahrestag 
des Endes des Zweiten Weltkrieges in 
Europa zum bundesweiten Feiertag zu 
machen – um ein Zeichen zu setzen. 
«Es ist für uns Überlebende unerträg-
lich, wenn heute wieder Naziparolen 
gebrüllt werden, wenn Menschen 
durch die Strassen gejagt und bedroht 
werden, wenn Todeslisten kursieren», 
schrieb Bejarano als Vorsitzende des 
Auschwitz-Komitees in der Bundes-
republik Deutschland.

Esther Bejarano war schon lange 
ein politisch aktiver Mensch. In Israel 
sang sie in einem kommunistischen 

Arbeiterchor. Sie verliess das Land 
1960 auch deswegen, weil sie und ihr 
Mann mit dessen Politik nicht mehr 
einverstanden waren: «Ich wollte 
nicht in den Krieg ziehen.»

Die Angst blieb
Wenn sie über die letzten Kriegstage 
sprach, erzählte sie von ihrer pani-
schen Angst vor der Ostsee. Als die 
Alliierten immer näher rückten und 
die Befreiung schon in greifbarer 
Nähe war, zwangen die Nazis sie und 
weitere Häftlinge aus Ravensbrück in 
einen ihrer berüchtigten Todesmär-
sche. Wer nicht mehr gehen konnte 
und auf den Boden sackte, wurde er-
schossen. Es ging nach Norden, gera-
dewegs auf die Ostsee zu. «Ich dachte, 
sie werden uns dort rein treiben und 
sterben lassen», erinnerte sich Beja-
rano. Mit einigen Freundinnen gelang 
ihr in einem Waldstück die Flucht. 
Die Erinnerung an die Angst blieb. 
Und die kam zuletzt wieder hoch, 
wenn sie die Situation der Flüchtlinge 
auf dem Mittelmeer sah: «Das ist das 
erste, was ich denke, wenn ich in den 
Nachrichten ein Flüchtlingsboot sehe: 
Die wollen uns ertränken.», sagte sie 
vergangenes Jahr.

Bejaranos Familie und das Ausch-
witz-Komitee schrieben, sie wollten 
Bejaranos Auftrag erfüllen: «Nie 
mehr schweigen, wenn Unrecht ge-
schieht. Seid solidarisch! Helft ein-
ander! Achtet auf die Schwächsten! 
Bleibt mutig! Ich vertraue auf die Ju-
gend, ich vertraue auf euch! Nie wie-
der Faschismus – nie wieder Krieg!»

Quelle: Neues Deutschland,  
Kürzung: UW.

Ramsey Clark (Mitte), mit drei Müttern der in den USA inhaftierten Cuban Five, bei der 
Verleihung der Medaille der Solidarität von Kuba. Quelle: LiberationNews

Er war Mitbegründer der Solidari-
tätsorganisation «Alba Suiza», und 
im Vorstand der SP Europa wie als 
Präsident der Internationalen Sektion 
der SPS warb er mit Verve für mehr 
Verständnis und Respekt gegenüber 
den Freiheitsbestrebungen der latein-
amerikanischen Völker.

Medialen Terror brechen
Walter Suter hat sich mit aller Kraft 
gegen die Desinformation gewehrt, 
die immer dann in Gang gesetzt wird, 
wenn sich irgendwo in Lateinameri-
ka Freiheitsbestrebungen regen. «Die 
Unehrlichkeit, die intellektuelle Un-
redlichkeit der Medien gegenüber den 
Vorgängen in Venezuela ist unglaub-
lich», sagte er in seinem Interview mit 
dieser Zeitung. «Es gibt eine weltwei-
te Kampagne der Diffamierung, der 
Destabilisierung und Destruktion.» 
Mit seinen oft täglichen Hinweisen 
auf alternative Informationsquellen 
versuchte er in seinen letzten Le-
bensjahren, den medialen Terror zu 
brechen, mit dem nicht nur Venezu-
ela überzogen wird, sondern auch die 

Prozesse in Kuba und anderswo. 
Im Oktober 2018 wurde der so vi-

tale und kräftige Walter Suter von 
einem Schlaganfall überrascht. Ein 
chirurgischer Eingriff zwei Jahre spä-
ter raubte ihm weitere Kräfte. «Nicht 
weise werden. Zornig bleiben», 
schrieb einst Max Frisch. Walter Suter 
war beseelt von diesem heiligen Zorn 
für eine bessere Welt. Der Solidarität 
mit Lateinamerika, der internationa-
listischen Solidarität ganz allgemein, 
blieb er bis zuletzt verbunden.

Walter Suter mit einem Bild von Hugo 
Chávez. Foto: Tom Brenner

Esther Béjarano bei einer Kundgebung 
gegen die rechtsextreme NPD 2009. Quel-
le: Wikimedia

Die geborene Esther Loewy aus 
Saarlouis, Tochter eines jüdischen Kan-
tors, war 16 Jahre alt, als ihre geplante 


